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Blickpunkt
Es sieht so aus, als würde auf den 

Sommer der Reformen ein Herbst 
der Kürzungen folgen. Und derzeit 
hat es den Anschein, als konzentrier-
ten sich die Sparvorhaben der Bun-
desregierung vor allem auf die un-
teren Einkommensgruppen – auf 
Rentner*innen, Geringverdienende, 
chronisch kranke Menschen, Pfle-
gebedürftige und deren Angehörige, 
Familien und Alleinerziehende. Sie 
sollen überwiegend den Preis für 
eine Konsolidierungspolitik zahlen, 
die zugleich Steuervergünstigungen 
für Unternehmen und Vermögen-
de aufrechterhält. Die geplanten 

Sparmaßnahmen gehen mit einem 
gezielten Abbau von Transferleistun-
gen einher, der einem Rückzug des 
Staates aus seiner Solidarpflicht 
gleichkommt. Das ist sehr gefähr-
lich! Denn gerade in einer Zeit, in der 
populistische Kräfte von Verunsiche-
rung profitieren, ist der Sozialstaat 
mehr als eine Haushaltsposition. Er 
ist ein Versprechen – nämlich, im 
Falle von Krankheit, Alter oder Ar-
beitslosigkeit nicht ins Bodenlose 
zu fallen. Wird dieses Versprechen 
brüchig und weicht es noch mehr 
dem Gefühl, „die da oben“ kümmer-
ten sich nicht, wird das fatale Folgen 

für die Gesellschaft haben, die sich in 
keiner Sparliste abbilden lassen. Wie 
dieser Herbst in Erinnerung bleibt, 
hängt deshalb vor allem davon ab, 
ob es gelingt, notwendige Anpassun-
gen mit sozialer Ausgewogenheit 
zu verbinden. Reformen werden nur 
dann Akzeptanz finden, wenn nicht 
Menschen mit kleinen und mittleren 
Einkommen die Hauptlast tragen. 
Sonst droht dem Land nicht nur ein 
Sparhaushalt, sondern ein enormer 
Vertrauensverlust, der teurer werden 
könnte als jede Sozialleistung. 

	 Michaela Engelmeier 
� SoVD-Vorstandsvorsitzende

Die von der Regierung geplanten Konsolidierungsmaßnahmen treffen vor allem Menschen mit kleinem und mittlerem Einkommen.
Foto: picture alliance / dts-Agentur | dts Nachrichtenagentur GmbH

SoVD fordert, die oberen Einkommens- und Vermögensgruppen stärker einzubeziehen

Sparhaushalt zulasten Ärmerer?
Die Bundesregierung steht 

vor weiteren großen Eingriffen 
in den Sozialstaat. Nach einem 
Sommer der Reformen begrün-
den Bundeskanzler Friedrich 
Merz und die Koalition ihre 
Sparpläne damit, dass das bis-
herige System angesichts des 
demografischen Wandels nicht 
mehr bezahlbar sei. Hingegen 
warnt der SoVD gemeinsam 
mit anderen Organisationen 
vor einem „Herbst des Sozialab-
baus“, der vor allem zulasten der  
Schwächsten geht. 

Zu den bereits in Kraft getre-
tenen Kürzungsvorhaben gehört 
seit dem 1. Juli die Bürgergeld-
Reform. Konkret geht es um den 
Umbau der bisherigen Leistun-
gen in eine strengere „Grund-
sicherung für Arbeitsuchende“ 
mit härteren Sanktionen bei 
Arbeitsverweigerung, bis hin 
zum vollständigen Leistungs-
entzug. Inbegriffen sind erwei-
terte Mitwirkungspflichten und 
ein stärkerer Zwang zur Annah-
me zumutbarer Arbeit. Überdies 
sollen künftig strengere Regeln 

bei Vermögen und Karenzzei-
ten greifen, also der Schonfrist, 
in der Ersparnisse und die bis-
herige Wohnung unangetastet 
bleiben. 

Bundesregierung: mehr 
fordern statt fördern

Den Plänen zugrunde liegt ein 
vom Bundeskanzler propagierter, 
stärker fordernder als fördernder 
Ansatz. Er soll die Rückkehr in 
den Arbeitsmarkt beschleunigen. 
Die Koalition verspricht sich da-
von Milliardeneinsparungen. 

Sozialexpert*innen halten diese 
Erwartung jedoch für überzogen. 
Denn die Zahl derjenigen, die 
Arbeit tatsächlich verweigern, 
liegt nach Angaben der Bundes-
agentur für Arbeit im niedrigen 
Prozentbereich. Der Großteil 
der Leistungsbeziehenden sind 
Aufstockende, Alleinerziehende, 
Kranke oder Menschen in Qua-
lifizierungsmaßnahmen.

Auch Einschränkungen bei 
weiteren Sozialleistungen sollen 
im Herbst beschlossen werden. 
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Sparhaushalt vor allem zulasten Ärmerer?
SoVD fordert, die oberen Einkommens- und Vermögensgruppen stärker einzubeziehen 

Fortsetzung von Seite 1
Es wird demnach  Einsparun-

gen und Deckelungen in den 
zentralen Bereichen wie Rente, 
Pflege und Gesundheit geben. 

SoVD lehnt Erhöhung des
Renteneintrittsalter weiter ab

Der Reihenfolge nach: Im Be-
reich Alterssicherung werden 
als Empfehlungen der Renten-
kommission eine Dämpfung 
der Rentenanpassungen, län-
gere Lebensarbeitszeiten be-
ziehungsweise eine Kopplung 
des Renteneintrittsalters an die 
Lebenserwartung sowie Ein-
schränkungen bei abschlags-
freien Frühverrentungen disku-
tiert. Die Bundesregierung hatte 
schon frühzeitig signalisiert, alle 
Kommissionsvorschläge umset-
zen zu wollen.  

Selbstständige und Abgeord-
nete will sie demnach künftig in 
die gesetzliche Rentenversiche-
rung einbeziehen. Das entspricht 
einer langjährigen Forderung 
des SoVD, der die Maßnahme in-
sofern begrüßt; ebenso wie die 
geplanten Verbesserungen bei 
den Freibeträgen in der Grund-
sicherung sowie die Abschaffung 
der Zwangsverrentung. 

Gedämpfte Rentenanpassun-
gen und höheres Rentenalter 
lehnt der SoVD indessen ge-
nauso ab wie die Kapitalrente, 
die innerhalb der gesetzlichen 
Rentenversicherung verpflich-
tend werden soll. Die SoVD-
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier stellt dazu fest: „Um 
wachsender Altersarmut ent-
gegenzuwirken, bedarf es guter 
Löhne, eines armutsfesten Min-
destlohnes und verlässlicher 
Rentenanwartschaften. Die Ka-

pitalrente ist dazu nicht der ge-
eignete Weg.“

Auch in der Pflege drohen 
Einschnitte: So kommen auf 
Pflegebedürftige und deren An-
gehörige steigende Eigenanteile 
in Heimen zu. Die geplanten Be-
grenzungen bei der Leistungs-
dynamisierung und die geplante 
Neuordnung der Finanzierungs-
verantwortung zwischen Bund, 
Ländern und Versicherten wer-
den erhebliche Auswirkungen 
auf die Betroffenen haben. 

Der SoVD ist empört über die 
beabsichtigten Kürzungen der 
Rentenbeiträge für pflegende 
Angehörige: „Wer Angehörige 
pflegt, verzichtet häufig auf Ein-
kommen und berufliche Chan-
cen. Eine schlechtere Absiche-
rung verschärft besonders das 
Altersarmutsrisiko von Frauen“, 
sagt Engelmeier. Da in den letz-
ten Augusttagen der neue Bun-
desgesundheitsminister Carsten 
Linnemann (CDU) Bedenken 
äußerte, scheint hier das letzte 
Wort noch nicht gesprochen.   

Doppelt hart: Zuzahlungen 
steigen, Leistungen sinken

Für Patient*innen sind die 
Aussichten nicht besser: Auf sie 
warten Ausgabenbremsen bei 
Kliniken und Arzneimitteln und 
eine strengere Steuerung der In-
anspruchnahme ärztlicher Leis-
tungen, und dies begleitet von 
höheren Zuzahlungen. 

„Weitere Zuzahlungen tref-
fen besonders Menschen mit 
niedrigen Einkommen, chro-
nisch Erkrankte und Menschen 
mit Behinderungen. Für sie ist 
es doppelt hart, wenn sie mehr 
zahlen müssen und weniger an 
Leistungen erhalten“, mahnt die 

Was nützen Steuersenkungen, wenn davon nichts übrig bleibt?
Foto: JackF / Adobe Stock

SoVD-Vorstandsvorsitzende.  Die 
Stabilisierung der Krankenversi-
cherung dürfe nicht einseitig zu-
lasten der Versicherten erfolgen. 
„Der Bund darf seine Haushalts-
probleme nicht in die Sozialver-
sicherungen verschieben!“

Einschnitte beim Wohngeld 
und der Eingliederungshilfe

Damit sind die Sparpläne der 
Bundesregierung noch nicht er-
schöpft: Einschnitte werden auch 
beim Wohngeld, bei der Einglie-
derungshilfe, der Kinder- und 
Jugendhilfe, dem Unterhalts-
vorschuss, dem Kindersofortzu-
schlag und beim Elterngeld dis-
kutiert. Und da viele Menschen 
und Familien bereits erheblich 
durch hohe Wohn-, Energie- und 
Lebensmittelkosten unter Druck 
stehen, werden ihnen die gleich-
zeitig erwogenen Steuersenkun-
gen kaum Entlastung bringen. 
„Steuerliche Entlastungen helfen 
wenig, wenn gleichzeitig die Kos-
ten so steigen, dass in einkom-
menschwächeren Haushalten 
nichts davon übrig bleibt“, stellt 
Engelmeier dazu fest. „Die Politik 
muss die soziale Gesamtbilanz 
stärker im Blick behalten.“ 

Bleiben die Sparpläne wie an-
gekündigt, befürchtet der SoVD 
wachsende Altersarmut, vor 
allem bei Frauen mit unterbro-
chenen Erwerbsbiografien und 
Menschen mit langen Niedrig-
lohnphasen. Auch Kinderarmut 
wird sich zuspitzen – Kürzun-
gen im Grundsicherungsbereich 
schlagen direkt auf Haushalte 
mit Kindern durch. Noch weniger 
Geld zum Leben bleibt zudem 
den überproportional von Infla-
tion, Mieten und Energiekosten 
betroffenen Geringverdienenden.

Haushaltskonsolidierung
nicht zulasten der Ärmeren

Die zentrale Frage in Sachen 
Sparhaushalt lautet aus SoVD-
Sicht im Übrigen nicht, ob An-
passungen zur Konsolidierung 
des Haushaltes nötig sind. Denn 
dass die staatlichen Mittel 
knapp und Reformen notwendig 
sind, bezweifelt kaum jemand. 

Die entscheidende Frage ist 
vielmehr: Wie wird die Last 
verteilt? Trägt die gesamte Ge-
sellschaft daran, einschließlich 
und insbesondere die oberen 
Einkommens- und Vermögens-
gruppen? Oder konzentrieren 
sich die – mit der Notwendig-
keit von Haushaltsdisziplin be-
gründeten – Sparreformen auf 
diejenigen, die ohnehin am we-
nigsten Spielraum haben? 

Der SoVD fordert in diesem 
Zusammenhang, den Blick ver-
stärkt auch auf die Einnahmen-
seite zu richten. Menschen mit 
sehr hohem Einkommen und 
Vermögen gilt es stärker als bis-

lang an der Finanzierung des 
Sozialstaates zu beteiligen, statt 
ihn kaputtzusparen. Ein Muss 
sind demnach eine gerechtere 
Besteuerung sehr hoher Ein-
kommen und großer Vermögen 
sowie der Abbau ungerechtfer-
tigter Steuerprivilegien. 

Weil die geplanten Änderun-
gen bei der Reichensteuer dazu 
bei Weitem nicht ausreichen, 
fordert der SoVD die Wiederein-
führung der Vermögenssteuer 
und eine gerechtere Erbschafts-
steuer, die – ohne große Schlupf-
löcher wie bislang – greift. 

Perspektivisch plädiert der 
Verband darüber hinaus für die 
Anhebung des Spitzensteuersat-
zes auf 53 Prozent. „Ein starker 
Sozialstaat ist keine Belastung, 
sondern das Fundament gesell-
schaftlichen Zusammenhaltes“, 
ist die SoVD-Vorstandsvorsit-
zende überzeugt. „Ihn gilt es als 
wichtigen Stabilitätsanker der 
Demokratie zu stärken!“ 

� Veronica Sina 

Angesichts hoher Temperaturen und Tausender hitzebedingter 
Todesfälle in diesem Sommer fordert der SoVD bundesweit ver-
bindliche Schutzstandards. Krankenhäuser, Pflegeeinrichtungen, 
Einrichtungen der Behindertenhilfe, Kitas und Schulen müssten 
auch bei extremer Hitze eine sichere Versorgung gewährleisten. 
Dazu gehörten bei Bedarf klimatisierte Räume, zugängliche Trink-
wasserangebote sowie klare Notfallpläne. Zudem brauche es flä-
chendeckende Hitzeaktionspläne und langfristige Förderprogram-
me für die Modernisierung öffentlicher Gebäude. 

Der Verband begrüßt, dass die Debatte über eine Verankerung 
des Hitzeschutzes im Grundgesetz Fahrt aufnimmt. So könnten 
Bund, Länder und Kommunen die notwendigen Maßnahmen ge-
meinsam und dauerhaft finanzieren. „Extreme Hitze ist längst 
zu einem sozialen Gesundheitsrisiko geworden“, sagt SoVD-Vor-
standsvorsitzende Michaela Engelmeier. Hitzeschutz sei Teil der 
staatlichen Daseinsvorsorge und dürfe nicht von der Finanzlage 
einzelner Kommunen oder Träger abhängen.� str

Mehr Hitzeschutz nötig
SoVD fordert Maßnahmen für vulnerable Gruppen

Die Hitzewellen der vergangenen Wochen zeigten, dass Deutsch-
land nicht ausreichend auf immer heißere Sommer vorbereitet ist. 
Der SoVD fordert mehr Maßnahmen zum Hitzeschutz und sieht 
dabei auch den Bund in der Verantwortung. 

Ein angenehmes Treffen mit 
dem Ministerpräsidenten von 
Nordrhein-Westfalen, Hendrik 
Wüst (CDU), bot die Gelegenheit 
für einen offenen und vertrau-
ensvollen Austausch über zen-
trale sozialpolitische Themen 
und die Forderungen des SoVD. 

Im Mittelpunkt des Gesprä-
ches standen dabei unter an-
derem die Zukunft der gesetz-
lichen Krankenversicherung, 
die Pflege, die Themen Barrie-
refreiheit und Eingliederungs-
hilfe sowie die Paralympics als 
Chance für mehr Inklusion.

Konstruktiver
Austausch mit 
Hendrik Wüst

Nach dem konstruktiven Austausch zwischen Michaela Engelmeier 
und dem Ministerpräsidenten von Nordrhein-Westfalen soll der 
regelmäßige Dialog zu sozialpolitischen Themen fortgesetzt wer-
den. Dazu lud die SoVD-Vorstandsvorsitzende Hendrik Wüst für ein 
Folgetreffen ins Erich-Kuttner-Haus des SoVD ein.

SoVD im Gespräch
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Adolf Bauer 

Der SoVD trauert in großer 
Betroffenheit um seinen lang-
jährigen ehemaligen Präsiden-
ten Adolf Bauer, der am 26. Juli 
2026 unerwartet im Alter von 
86 Jahren verstorben ist.

Mit seiner großen Mensch-
lichkeit, seinem klaren Gespür  
für Gerechtigkeit und mit au-
ßergewöhnlichem Engagement 
prägte Adolf Bauer den SoVD 
über Jahrzehnte hinweg maß-
geblich auf allen Ebenen. 

Dass der SoVD eine starke 
Stimme in Politik und Gesell-
schaft hat, erfolgreich für die 
Belange benachteiligter Men-
schen kämpft und auch für 
die Zukunft gut aufgestellt ist, 
verdankt der Verband in aller-
höchstem Maße ihm. Dabei 
zählte für Adolf Bauer vor allem 
die Gemeinschaft.

Auch in Zeiten struktureller 
Veränderungen trug er an der 
Spitze des Verbandes entschei-
dend zu dessen Erfolg bei – den 
Blick stets nach vorne gerichtet. 

Als Gesellschaftervertreter 
begleitete Adolf Bauer eben-
so über viele Jahre mit großer 
Weitsicht, hohem Verantwor-
tungsbewusstsein und Enga-
gement die Entwicklung der 
SoVD-Tochterunternehmen.

Dem SoVD, damals noch 

Reichsbund, gehörte Adolf Bau-
er seit 1982 an, als er dem  Orts-
verband Westerstede beitrat. 
Dessen Vorsitz übernahm er 
bereits im Jahr 1988 und hatte 
ihn bis 2018 inne. 

Beruflich war er nach einer 
Ausbildung als Techniker und 
einem Ingenieurstudium zuvor 
an vielen Grund- und Haupt-
schulen in der Region Olden-
burg als Lehrer und Schulleiter 
tätig gewesen, bevor er 1975 
an ein Schulzentrum in seinen 
geschätzten späteren Wohnort 
wechselte. 

Nach einigen Jahren des 
Engagements auf Orts- und 
Kreisverbandsebene wurde 
Adolf Bauer 1995 in den Vor-
stand des Landesverbandes 
Niedersachsen gewählt. Die zu-
sätzliche Verantwortung nahm 
er, vier Jahre nach dem Tod sei-
ner ersten Frau, als Witwer und 
alleinerziehender Vater zweier 
Kinder an. 2003 zum 1. Vorsit-
zenden des Landesverbandes 
gewählt, bekleidete er dieses 
Amt bis 2019. 

Schon Ende 2003 wurde 
Adolf Bauer darüber hinaus 
zum SoVD-Präsidenten ge-
wählt. Fünfmal bestätigten ihn 
die Delegierten mit überwäl-
tigender Mehrheit für weitere 

Amtsperioden in dem bis 2023 
höchsten Amt des SoVD.

Von sich selbst sagte Adolf 
Bauer augenzwinkernd, dass 
er schon in der Schule „rebel-
lisch“ gewesen sei. Grobe Unge-
rechtigkeiten habe er noch nie 
mitansehen können. Das galt 
früh auch für seinen Blick auf 
Gesellschaft und Politik. 

Sein Antrieb war es, mitzu-
streiten, um die ungleichen 
Rechte benachteiligter Men-
schen zu verbessern. Schon ab 
dem Jahr 1969, da war er noch 
nicht 30, engagierte sich Bauer 
aktiv in der Kommunalpolitik. 
Bis ins hohe Alter blieb er auch 
außerhalb des SoVD in vielen 
Ehrenämtern kommunalpoli-
tisch und in zahlreichen Netz-
werken in hohem Maße enga-
giert. 

Als Kriegswaise – sein Vater 
fiel Anfang Februar 1942 und 
da dieser von Kriegsbeginn an 
im Einsatz war, hatte er ihn nie 
kennenlernen können – setzte 
sich Adolf Bauer sein Leben lang 
mit Nachdruck für den Frieden 
und den Erhalt der Demokratie 
ein. Für seinen jahrzehntelan-
gen sozial- und gesellschafts-
politischen Einsatz wurde er 
mit dem Bundesverdienstkreuz 
am Bande ausgezeichnet. 

Beispiellosen Rückhalt fand 
Adolf Bauer bei seiner zwei-
ten Frau Ursula Hülsen, ohne 
die sein Engagement, wie er 
stets betonte, nicht möglich 
gewesen wäre. Ihr und seinen 

Offenes Herz und klarer Blick für das Gerechte 
Nachruf auf den langjährigen SoVD-Präsidenten Adolf Bauer

Kindern gilt unser aufrichtiges 
Mitgefühl.

Wir werden Adolf Bauer nicht 
vergessen und ihm ein dankba-
res und ehrendes Andenken be-
wahren. Er wird uns sehr fehlen.

Die Mitglieder des SoVD-Bundesverbandsrates
Die Mitglieder der SoVD-Bundeskonferenz
Die SoVD-Vorständ*innen von Bundesverband und Landesverbänden
Die ehrenamtlich und hauptamtlich Mitarbeitenden im SoVD

Die Bundesregierung will 
Kinder künftig schon früh an 
die private Altersvorsorge he-
ranführen. Am 12. August be-
schloss das Bundeskabinett 
den Gesetzentwurf zur soge-
nannten Frühstartrente. Vor-
gesehen ist, dass der Staat für 
Kinder ab dem sechsten Le-
bensjahr bis zur Volljährigkeit 
monatlich zehn Euro in ein ka-
pitalgedecktes Altersvorsorge-
depot einzahlt. Die Förderung 
soll rückwirkend zum 1. Januar 
2026 zunächst für den Geburts-
jahrgang 2020 starten.

Eltern können für ihre Kinder 
einen Vertrag bei einem Anbie-
ter ihrer Wahl abschließen. Tun 
sie das nicht, wird das Geld für 
die Kinder am Kapitalmarkt an-
gelegt. Private Einzahlungen – 
etwa durch Eltern oder Großel-
tern – sind zusätzlich möglich, 
und zwar bis zu 6.840 Euro pro 
Jahr. Die Erträge bleiben bis zum 

Beginn der Auszahlungsphase 
mit dem Renteneintritt steu-
erfrei. Ab dem 18. Lebensjahr 
kann das Depot weiter privat 
bespart oder in einen anderen 
zertifizierten Altersvorsorge-
vertrag überführt werden.

Die Bundesregierung will da-
mit in der jungen Generation 
nicht nur frühzeitig Vermögen 
für das Alter aufbauen, sondern 
Kinder und Jugendliche auch 
mit dem Kapitalmarkt und Fra-
gen der Altersvorsorge vertraut 
machen. Bundesfinanzminister 
Lars Klingbeil (SPD) sieht darin 
ein Startkapital für junge Men-
schen und einen Beitrag zur fi-
nanziellen Bildung.

Der SoVD bewertet die Plä-
ne zwiespältig. Positiv sei, dass 
tatsächlich alle Kinder erreicht 
würden – unabhängig davon, 
ob ihre Eltern selbst Geld für 
die Altersvorsorge zurücklegen 
können. Kritisch sieht der Ver-

band jedoch die konsequente 
Ausrichtung auf eine kapital-
gedeckte private Vorsorge.

Vor allem die Möglichkeit ho-
her zusätzlicher Einzahlungen 
könne bestehende Unterschie-
de vergrößern. Während wohl-
habendere Familien über Jahre 
mehrere Tausend Euro jährlich 
zusätzlich einzahlen könnten, 
bleibe Kindern aus Haushalten 
mit wenig Geld im Wesentli-
chen die staatliche Förderung. 
Der SoVD warnt deshalb davor, 
dass soziale Ungleichheiten im 
Alter nicht abgebaut, sondern 
verfestigt werden. Als mög-
lichen Ausgleich schlägt der 
Verband vor, die staatlichen 
zehn Euro für Kinder aus ein-
kommensschwachen Familien 
zusätzlich aufzustocken.

Grundsätzlicher fällt die Kritik 
an der rentenpolitischen Aus-
richtung aus. Die Frühstartrente 
löse „das eigentliche Problem 

niedriger Alterseinkommen 
nicht, denn Altersarmut verhin-
dert man vor allem mit guten 
Löhnen, ausreichenden Renten-
beiträgen und einer starken ge-
setzlichen Rentenversicherung“, 
sagt SoVD-Vorstandsvorsitzen-
de Michaela Engelmeier.

Für den SoVD bleibt die ge-
setzliche Rente der entschei-
dende Hebel. Jeder zusätzliche 

Für heutige Kinder ist die Rente noch weit weg. Mit der Frühstartrente kommt nun ein staatliches 
Modell zum Aufbau einer privaten Altersvorsorge. Dabei legt der Bund jeden Monat zehn Euro für 
Kinder an. Eltern können diese Summe ergänzen. Der SoVD fürchtet, dass das soziale Ungleichheiten 
manifestiert und die gesetzliche Rente an Bedeutung verliert. 

Kabinett bringt Frühstartrente auf den Weg
10 Euro im Monat vom Staat für Altersvorsorge von Kindern – SoVD kritisiert Schwächung gesetzlicher Rente

Euro sei dort besser angelegt 
als in einem weiteren Ausbau 
der Kapitaldeckung. Mit der 
Frühstartrente sei dagegen der 
Weg hin zu mehr privater Vor-
sorge weiter vorgezeichnet.

Der SoVD hat eine ausführ-
liche Stellungnahme zur Früh-
startrente veröffentlicht. Diese 
ist online auf www.sovd.de ab-
rufbar. � Sebastian Triesch

Ein Sparschwein lohnt sich auf Dauer nicht. Mit der Frühstartrente 
erhalten Kinder bald monatlich zehn Euro auf ein Vorsorgedepot. 

Foto: Lumos sp / Adobe Stock
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Die Bundesregierung will 
Patient*innen gezielter durch 
das Gesundheitssystem führen 
und ihnen schneller passende 
Behandlungstermine vermit-
teln. Der SoVD unterstützt das 
Ziel einer besser koordinier-
ten Versorgung, warnt jedoch 
vor zusätzlichen Hürden. In 
einem neuen Forderungspa-
pier zeigt der Verband, wie eine 
patient*innenzentrierte Primär-
versorgung aussehen kann.

Die ambulante Betreu-
ung in Deutschland steht vor 
großen Herausforderungen. 
Vielerorts fehlen Haus- und 
Fachärzt*innen, Termine sind 
schwer zu bekommen und die 
verschiedenen Bereiche des 
Gesundheitswesens arbeiten 
nicht ausreichend zusammen. 
Besonders Menschen mit Be-
hinderungen, chronisch Kranke, 
Ältere und Menschen mit gerin-
gem Einkommen stoßen häufig 
auf zusätzliche Barrieren.

Eine gute Primärversorgung 
muss aus Sicht des SoVD vor 
allem Orientierung bieten. 
Dafür sieht das Konzept drei 

Zugangswege vor: niedrig-
schwellige Beratungs- und 
Unterstützungsangebote, die 
primärärztliche Behandlung 
sowie strukturierte Verfahren 
zur Ersteinschätzung.

Ersteinschätzung für den 
passenden Versorgungsweg 

Hausärzt*innen bleiben der 
zentrale Zugang für Diagnos-
tik und Behandlung. Zugleich 

sollen nichtärztliche Gesund-
heitsberufe, Apotheken, Ge-
sundheitskioske und weitere 
Beratungsangebote stärker 
eingebunden werden. Eine tele-
fonische, digitale oder persönli-
che Ersteinschätzung kann hel-
fen, gesundheitliche Anliegen 
einzuordnen und den passen-
den Behandlungsweg zu finden.

„Nicht die Patientinnen und 
Patienten müssen besser ge-
steuert werden – das Versor-
gungssystem muss einfacher, 
gerechter und verlässlicher 
werden“, betont die SoVD-Vor-
standsvorsitzende Michaela 
Engelmeier. „Primärversorgung 
bedeutet Orientierung statt 
Hürden, Unterstützung statt 
Steuerung, Zusammenarbeit 
statt Versorgungslücken und 
Zugang statt Ausgrenzung.“

Verbindliche Reglen für 
Barrierefreiheit beschließen

Voraussetzung für die Reform 
sind ausreichende Kapazitäten 
für Therapie und Diagnostik 
und eine bessere Zusammen-
arbeit zwischen ärztlichen, 

pflegerischen, therapeutischen 
und sozialen Berufen. Zugleich 
fordert der SoVD einen wohn-
ortnahen und barrierefreien 
Zugang. Barrierefreiheit müsse 
baulich, kommunikativ, digital 
und organisatorisch zum ver-
bindlichen Standard werden.

Digitale Angebote können die 
Versorgung ergänzen, dürfen 
persönliche und analoge Zu-
gänge aber nicht ersetzen. Auch 
die freie Ärzt*innenwahl und 
das Recht auf eine Zweitmei-
nung müssen erhalten bleiben. 
Verpflichtende Einschreibun-

Das Gesundheitswesen ist an vielen Stellen für Patient*innen unübersichtlich. Ein Ausbau der Pri-
märversorgung kann nützlich sein, um Erkrankte besser durch das System zu führen. In einem neuen 
Forderungspapier skizziert der SoVD, welche Bedingungen ein reformiertes System erfüllen muss, 
um den Ansprüchen gerecht zu werden und keine neuen Hürden zu errichten. 

Mehr Orientierung in der Primärversorgung
SoVD-Forderungspapier zur Gesundheitsversorgung: System einfacher, verlässlicher und gerechter gestalten

Das SoVD-Forderungspapier „Primärversorgung neu gestalten“ 
gibt Impulse für die Weiterentwicklung der Strukturen. 

Foto: HockleyMedia24/peopleimages.com / Adobe Stock

gen, Gebühren oder Sanktionen 
lehnt der SoVD ab.

Das Gesundheitswesen ist 
für den Verband Teil der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge. 
Es muss sich am Bedarf der 
Patient*innen orientieren – 
unabhängig von Einkommen, 
Wohnort, Behinderung oder 
Versicherungsstatus. Das voll-
ständige Forderungspapier 
„Primärversorgung neu gestal-
ten“ ist unter www.sovd.de im 
Bereich Medien / Broschüren 
veröffentlicht und erläutert das 
gesamte Konzept des SoVD. �str

Primärversorgung 
neu gestalten

Orientierung geben, Zugänge sichern, Versorgung stärken

Forderungspapier

Sozialverband Deutschland

Das SoVD-Forderungspapier. 

Reformen können Strukturen 
verbessern. Die Pläne setzen 
aber viel an den Leistungsan-
sprüchen an: mit Kürzungen und 
Pauschallösungen. Der SoVD 
hält diesen Ansatz für verfehlt. 

Inklusion ist kein Sparposten, 
sondern ein Menschenrecht. Der 
Staat muss sie personenzentriert 
ermöglichen. Das gibt die UN-
Behindertenrechtskonvention 
vor, so steht es in Deutschland 
im Grundgesetz (Artikel 3) sowie 
im Behindertengleichstellungs-
gesetz, Bundesteilhabegesetz 
und Sozialgesetzbuch (SGB IX).

„Hier geht es nicht um Lu-
xus oder Sonderrechte“, betont 
SoVD-Vorstandsvorsitzende Mi-
chaela Engelmeier. „Es geht um 
elementare Teilhabe.“ 

Für viele Menschen mit Be-
hinderungen ist die Eingliede-
rungshilfe (EGH) unverzicht-
bar. Erst 2020 reformierte das 
Bundesteilhabegesetz sie: weg 
von Fürsorge und Defiziten, hin 
zu Selbstbestimmung, Inklusi-

on und individuellen Rechten. 
Seitdem ist sie im SGB IX veran-
kert: „Besondere Leistungen zur 
selbstbestimmten Lebensfüh-
rung von Menschen mit Behinde-
rungen“ gibt es für medizinische 
Reha, Heilpädagogik, Mobilität, 
Teilhabe am Arbeitsleben, Teilha-
be an Bildung und soziale Teilha-
be (persönliche Assistenz). Dazu 
zählen auch Unterstützung in 
Haushalt, Alltag und Freizeit so-
wie betreutes Wohnen zu Hause.

Sparen beim individuellen 
Bedarf ist der falsche Ansatz 

Die neue Reform führt wieder 
weg vom individuellen Bedarf – 
ein Rückschritt. Vorgesehen ist 
etwa „Pooling“, die Zusammen-
fassung in Gruppen. Das gilt für 
Wohnformen und persönliche 
Assistenzen. Doch Menschen mit 
Behinderungen haben das Recht, 
selbst zu entscheiden, wie sie 
wohnen, ihre Freizeit gestalten, 
soziale Kontakte pflegen oder 
Assistenz in Anspruch nehmen. 

Für den SoVD dürfen Refor-
men nicht zulasten der Men-
schen gehen. Den hohen Kosten 
für Kommunen müsse man an-
ders begegnen: mit Lastenver-
teilung und Bürokratieabbau. 
Der Verband fordert einfachere 
Verwaltungsverfahren, längere 
Bewilligungszeiträume, kon-
sequente Digitalisierung und 
bessere Abstimmung der Träger. 

Vor allem aber würde Barrie-
refreiheit die Ausgaben senken. 
Zum Beispiel übernimmt die 
EGH an Schulen zunehmend 
Aufgaben der Regelsysteme.

Eine Schnittstelle ist die Ju-
gendhilfe, bei der eine Reform 
schon beschlossen ist. Für 
Schulbegleitung / Integrations-
hilfe, bei körperlichen und geis-
tigen Behinderungen über die 
EGH finanziert, bei seelischen 
über die Jugendhilfe, ist künftig 
stets Letztere zuständig. Verein-
fachungen lobt der SoVD. Doch 
auch hier soll eine Person oft 
mehrere begleiten. „Für manche 

Kinder kann eine gemeinsame 
Inanspruchnahme von Assistenz 
funktionieren, aber nicht für 
Kinder mit komplexeren Behin-
derungen“, kritisiert Engelmeier.

Eine inklusive Gesellschaft 
bräuchte diese Hilfen kaum

Der SoVD meint: Der Sozial-
staat darf Teilhabe und Selbst-
bestimmung nicht einschränken. 
In einer inklusiven Gesellschaft 
– mit barrierefreier Infrastruktur, 
inklusivem Bildungssystem, in-

Rund eine Million Menschen mit Behinderungen in Deutschland brauchen Eingliederungshilfe (EGH), 
um gleichberechtigt und selbstbestimmt am sozialen Leben teilhaben zu können. Doch wegen gestie-
gener Kosten will die Bundesregierung auch hier reformieren. Die Beratungen laufen noch; doch in den 
Plänen ist „reformieren“ nicht verbessern, sondern bei Leistungen sparen, was der SoVD vehement ab-
lehnt. Errungenschaften würden so schrittweise zurückgenommen, ohne dass Inklusion verwirklicht ist.

Reformen ja, Kürzungen an der Inklusion nein!
SoVD kritisiert geplante Einschnitte bei der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen

Persönliche Assistenz und individuelles Wohnen müssen bleiben: 
Eingliederungshilfe kürzen gefährdet selbstbestimmte Teilhabe.

Foto: unai / Adobe Stock

klusivem Arbeitsmarkt – gäbe es 
kaum Bedarf an Eingliederungs-
hilfe. SoVD-Referentin Anieke 
Fimmen erklärt: „Ziel muss da-
rum sein, Barrieren abzubauen 
und die gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen so zu gestal-
ten, dass Menschen mit Behin-
derungen möglichst unabhängig 
leben und arbeiten können.“ Bis 
dahin seien die Leistungen nötig.

Ein SoVD-Positionspapier zur 
Reform steht auf: www.sovd.de 
bei „Medien“ – „Broschüren“. � ele
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„Viele schweigen aus Angst vor Hass“
HateAid wurde gegründet, um die digitale Welt zu einem positiven Ort zu machen. Demokratische Werte sollen hier für alle gelten – un-

abhängig von Geschlecht, Herkunft und Religion. Um dieses Ziel zu erreichen, gilt es vor allem, die unserer Gesellschaftsordnung zugrunde 
liegenden Prinzipien zu festigen: die Menschenrechte, die freiheitlich-demokratische Grundordnung und die Verfassungswerte. Zu einem 
Austausch über die Arbeit gegen Hass im Netz und über Demokratiestärkung, die ebenso für den SoVD von zentraler Bedeutung ist, trafen 
sich im Juni die SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier und HateAid-Gründungsgeschäftsführerin Anna-Lena von Hodenberg.

„Digitale Gewalt betrifft uns 
alle – eine Gesellschaft kann nur 
so frei sein wie ihre kleinsten Tei-
le. Und wenn Einzelne sich nicht 
mehr trauen, ihre Meinung ohne 
Einschränkungen zu äußern, ist 
unsere Demokratie beschädigt“, 
sagt von Hodenberg. Die Erfah-
rung zeige jedoch: „Viele Men-
schen schweigen mittlerweile 
aus Angst vor Hass. Besonders 
jene, die auch in anderen Be-
reichen des Alltags Diskriminie-
rung erleben.“ Zugleich bekämen 
die, die am lautesten schrien und 
beleidigten, am meisten Auf-
merksamkeit, macht sie deutlich.

Hier setze ihre Arbeit an: 
Betroffene können sich an 
HateAid wenden und erhal-
ten auf Wunsch unentgeltlich 
eine emotional stabilisierende 
Erstberatung durch geschulte 
Betroffenenberater*innen, je 
nach Bedarf auch weitere. 

In einzelnen Fällen übernimmt 
die Organisation die Kosten für 

zivilrechtliche Gerichtsverfahren 
und vermittelt rechtliche Schrit-
te gegen Täter*innen. HateAid 
arbeitet mit mehreren speziali-
sierten Kanzleien, Sonderstaats-
anwaltschaften sowie Bundes- 

und Landesbehörden zusammen, 
zum Teil auch mit europäischen 
Entscheidungsträger*innen.

Auf gesellschaftlicher Ebene 
engagiert sich die gemeinnüt-
zige Organisation mittels Kam-

HateAid macht sich stark für eine Gesellschaft, die Demokratie in allen Facetten lebt

pagnen, Petitionen und Aktio-
nen gegen Gewalt im Netz. „Wir 
ermutigen, sich stark zu machen 
für eine Gesellschaft, die in al-
len Facetten Demokratie lebt“, 
betont von Hodenberg. „Dazu 
gehört, sich online gegen Hass 
einzusetzen, Solidarität zu zei-
gen und rechtswidrige Inhalte 
zu melden.“ 

Pragmatische Hilfestellun-
gen, etwa bei der Melde- und 
Beweispflicht, sind ebenfalls 
Teil der Unterstützungsarbeit: 
So können Betroffene und 
Beobachter*innen von digitaler 
Gewalt rechtswidrige Inhalte 
über Formulare, Apps oder direkt 
auf der HateAid-Website sichern 
und melden. 

Im Rahmen ihrer politischen 
Arbeit führt HateAid zudem 
rechtliche Grundsatzverfahren. 
Intention ist hier, die Rechte von 
Betroffenen gegenüber Online-
Plattformen zu stärken.� veo
� Weitere Infos: www.hateaid.org

Die SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier (re.) und 
HateAid-Geschäftsführerin Anna-Lena von Hodenberg sprachen 
auch über das wichtige Thema Demokratiestärkung.

Kurzvita
Anna-Lena von Hoden-

berg ist Gründungsge-
schäftsführerin von HateAid. 
Die gemeinnützige Organi-
sation mit Sitz in Berlin wur-
de 2018 von Campact und 
Fearless Democracy ins Le-
ben gerufen. Sie unterstützt 
Betroffene von Hass im Netz 
beratend und rechtlich. Auch 
auf gesellschaftlicher Ebene 
kämpft HateAid gegen digi-
tale Gewalt. 

Zuvor arbeitete von Ho-
denberg als Fernsehjour-
nalistin für die Nachrich-
ten von RTL und des NDR. 
2015 wechselte die heute 
43-Jährige zur Bürgerbe-
wegung Campact, wo sie 
die Kampagnen gegen 
Rechtspopulismus und Ras-
sismus verantwortete. 

Von Hodenberg fordert, 
mittels Gesetz sicherzustel-
len, dass es realistisch mög-
lich wird, die Identität von 
Täter*innen zu ermitteln, 
um gerichtlich gegen diese 
vorgehen zu können. 

Für ihr Engagement wurde 
sie 2025 mit dem Verdienst-
orden der Bundesrepublik 
Deutschland geehrt.� veo

__Was ist das Ziel von HateAid?
HateAid ist die bundesweit erste 

Anlaufstelle für Betroffene digita-
ler Gewalt. Wir setzen uns für einen 
besseren rechtlichen Schutz ein 
und sensibilisieren Politik, Justiz 
und Wirtschaft zu den Auswirkun-
gen von Gewalt und Desinformati-
on im Netz. Wir wollen erreichen, 
dass Plattformen von Anfang an 
sicher gestaltet werden, also zum 
Beispiel Vorkehrungen zum Kin-
der- und Jugendschutz treffen. Wir 
finden: Wenn Meta, X und Co. hier 
weiter viel Geld wollen, müssen sie 
sich auch an unsere Regeln halten.

__Was war für Sie 2018 der Be-
weggrund, gemeinsam mit an-
deren HateAid zu gründen?

Wir haben HateAid gegründet, 
um die digitale Welt für alle zu 
einem positiven Ort zu machen. 
Soziale Medien sind unsere wich-
tigsten Debattenräume. Leider 
sind sie auch sehr leicht mani-
pulierbar – durch digitale Gewalt 
und gezielt verbreitete Lügen. 
Menschen werden eingeschüch-
tert und trauen sich nicht mehr, 
ihre Meinung zu sagen. Es wird 
schwieriger, Fakten von Behaup-

tungen zu unterscheiden. Das ist 
nicht nur ein Problem für Einzelne, 
sondern für unsere Demokratie.

__Welche Arten von digitaler Ge-
walt beobachten Sie? Welchen 
Anteil machen bei Ihrer Arbeit 
digitale oder auch sexualisierte 
Gewalt im Netz aus?

Aktuell beobachten wir eine 
besorgniserregende Zunahme 
digitaler Gewalt, die durch tech-
nologische Entwicklungen wie 
Künstliche Intelligenz (KI) massiv 
verschärft wird. 

Besonders problematisch 
sind KI-generierte Inhalte wie 
Deepfakes und Deepfake-Porn, die 
oftmals dafür eingesetzt werden, 
Betroffene zu schädigen oder se-
xualisierte Gewalt gegen sie aus-
zuüben. Ein weiteres wachsendes 
Problem ist eine Automatisierung 
von Hassrede: Bots verbreiten 
massenhaft beleidigende oder 
bedrohliche Nachrichten.

__Unterscheidet sich der Hass, 
der sich gegen Menschen des 
öffentlichen Lebens richtet, von 
dem, den Privatpersonen erfah-
ren?

Zuerst einmal ist es wichtig fest-
zuhalten, dass digitale Gewalt für 
jede betroffene Person schlimm 
ist. Personen, die in der Öffent-
lichkeit stehen, werden häufig 
zur Zielscheibe von Hass, weil sie 
eine öffentliche Rolle einnehmen. 
Privatpersonen hingegen erleben 
Hass häufiger im Zusammenhang 
mit persönlichen Konflikten, etwa 
durch die eigene Familie oder im 
Freundeskreis. Aber auch sie kön-
nen durch Cybermobbing oder vi-
rale Ereignisse massiven Anfein-
dungen ausgesetzt sein.

__Was können Betroffene tun?
Wenn Personen von digitaler 

Gewalt betroffen sind, sollten 
sie Beweise sichern, indem sie 
Screenshots, Links oder andere 
Nachweise der Hasskommentare 
oder Angriffe fotografieren und 
speichern. Anschließend sollten 
sie die Inhalte direkt auf der Platt-
form melden und im Zweifelsfall 
auch bei der Polizei anzeigen. Wir 
raten sehr dazu, dass sich Betrof-
fene emotionale Unterstützung 
durch Vertrauenspersonen oder 
Beratungsstellen wie HateAid su-
chen.

Sicherheitsstandards auch online nötig!
Als Mitbegründerin und Geschäftsführerin von HateAid berät Anna-Lena von Hodenberg mit den Mitarbeitenden ihrer Organisation 

Menschen, die im Netz belästigt und attackiert werden. Im Interview mit der SoVD-Zeitung berichtet von Hodenberg über den wach-
senden Hass im Internet und was von digitaler Gewalt betroffene Menschen tun können, um sich dagegen zu wehren. 

Interview

Anna-Lena von 
Hodenberg

Gründungsgeschäfts-
führerin von HateAid

__Wie viele Menschen haben 
bislang Unterstützung durch 
HateAid erhalten?

Seit unserer Gründung 2018 hat 
die Beratungsstelle bei HateAid 
über 8.000 Fälle digitaler Gewalt 
bearbeitet. Mit wachsender Be-
kanntheit unserer NGO und leider 
auch der wachsenden Problematik 
durch schnelle Veränderungen der 
Technologien steigt die Zahl der 
Beratungsanfragen kontinuierlich 
an. Aktuell bekommt HateAid, nach 
Stand April 2026, circa 250 Unter-
stützungsanfragen im Monat.

__Was ist aus Ihrer Sicht not-
wendig, um Nutzer*innen besser 
vor dem Missbrauch der eigenen 
Bilder zu schützen?

Aus unserer Sicht braucht es 
ein Bündel an Maßnahmen. Dazu 
gehört zunächst die ausdrückliche 
Strafbarkeit der Herstellung und 
Verbreitung von KI-generierten 
Inhalten, wenn sie ohne die Ein-
willigung der betroffenen Person 
erstellt oder verbreitet werden. 

Ebenso wichtig ist die kon-
sequente und zügige Durchset-
zung bestehender europäischer 
Gesetze, die Plattformen sicherer 

machen sollen (DSA und AI-Act). 
Ergänzend dazu müssen Bera-
tungsangebote sowie Präven-
tions- und Aufklärungsmaßnah-
men ausgebaut werden.

__Wie können Online-Plattfor-
men besser reguliert werden?

Aktuell bestimmt das Profitinte-
resse der Tech-Konzerne wie Meta 
oder Google über das Design und 
die Funktionsweise der großen 
Social-Media-Plattformen und 
Suchmaschinen. Das muss sich 
ändern: So wie in der analogen 
Welt brauchen wir auch online be-
stimmte Sicherheitsstandards, die 
nicht verhandelbar sind. Und die 
müssen wir auch gegen die mäch-
tigen Interessen der meist ameri-
kanischen Konzerne durchsetzen.

� Interview: Veronica Sina

Foto: hateaid.org
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Für Menschen mit Behin-
derungen ist das Reisen mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln 
vielerorts mit erheblichem 
Mehraufwand verbunden. De-
fekte Aufzüge, nicht barriere-
freie Haltestellen und fehlende 
Informationen führen zu Um-
wegen und längeren Reisezei-
ten.

„Problemloses Reisen ist für 
Menschen mit Behinderungen 
im öffentlichen Nahverkehr 
noch immer nicht möglich“, er-
klärt die SoVD-Vorstandsvorsit-
zende Michaela Engelmeier in 
einer Reaktion auf die Ergeb-
nisse der Untersuchung. „Dabei 
ist Mobilität eine wichtige Vo-
raussetzung für gesellschaftli-
che Teilhabe. Gerade Menschen 
mit Behinderungen sind auf ein 
barrierefreies Verkehrsnetz an-
gewiesen, weil öffentliche Ver-
kehrsmittel für sie häufig die 
einzige Möglichkeit zur selbst-
ständigen Mobilität darstellen.“

Vor allem Einstieg in Bus 
oder Bahn oft ein Problem

Für einen aktuellen Test un-
tersuchte ein Ingenieurbüro im 
Auftrag des ADAC knapp 150 
Haltepunkte in zehn mittel-
großen, deutschen Städten aus 
der Perspektive von Menschen 
mit Mobilitätseinschränkun-
gen und ortskundigen blinden 
Nutzer*innen. Dazu zählten un-
ter anderem Augsburg, Braun-
schweig, Erfurt, Magdeburg, 
Mannheim und Rostock. Im 
Mittelpunkt stand der gesam-
te Weg vom Gehsteig über die 
Haltestelle bis zum Einstieg in 
Bus oder Straßenbahn.

Grundlegende Elemente der 
Barrierefreiheit waren an vie-
len Haltestellen vorhanden. 
So verfügten 93 Prozent der 
untersuchten Haltesteige über 
Leitstreifen entlang der Bord-

steinkante. Ausreichend breite 
Warteflächen gab es bei 87 Pro-
zent, gut begehbare Haltesteige 
bei 83 Prozent der Stationen.

Die größten Probleme be-
stehen beim Einstieg. Nach 
den geltenden Empfehlungen 
sollten sowohl der Spalt als 
auch der Höhenunterschied 
zwischen Haltestelle und Fahr-
zeug höchstens fünf Zentimeter 
betragen. Diesen Wert erreich-
ten lediglich 20 Prozent der 
Straßenbahnen und drei Pro-
zent der Busse. Viele Fahrgäste 
bleiben deshalb auf Rampen 
oder Unterstützung angewie-
sen. Vergleichsweise am besten 
ausgestattet sind die Straßen-
bahnen in Chemnitz, wo 60 Pro-
zent einen stufenlosen Einstieg 
ermöglichen, sowie Erfurt und 
Mannheim mit jeweils etwa 40 
Prozent. 

Barrieren beginnen meist 
bereits vor der Haltestelle

Dabei sind stufenlose Zu-
gänge für viele Menschen eine 
wichtige Voraussetzung, um 
Bus und Bahn selbstständig 
nutzen zu können. Wie eine 
ADAC-Umfrage im Vorfeld des 
Tests zeigte, halten 23 Prozent 
der Bevölkerung sie für unbe-
dingt notwendig. Weitere 17 
Prozent sehen in ihnen eine 
große Erleichterung. Mit zu-
nehmendem Alter steigt ihre 
Bedeutung: Für 32 Prozent der 
60- bis 69-Jährigen sind ebene 
Einstiege unverzichtbar.

Die Untersuchung identifziert 
außerdem erhebliche Hürden 
für blinde und sehbeeinträch-
tigte Fahrgäste. Quer über den 
Gehweg verlaufende Leitstrei-
fen, die das Finden einer Halte-
stelle ermöglichen, gab es nur 
bei 58 Prozent der untersuch-
ten Haltesteige. Radwege in Zu-
gangs- und Einstiegsbereichen 

waren lediglich in 16 Prozent 
der Fälle durch Bodenindikato-
ren abgesichert.

Zur Barrierefreiheit im ÖPNV 
gehört unterdessen deutlich-
mehr. Aus Sicht des SoVD darf 
sie nicht erst am Bahnsteig 
beginnen. Häufig seien bereits 
die Wege zu den Haltestellen 
nicht zugänglich. Hinzu kämen 
defekte Aufzüge und unzuver-
lässige Informationen.

„Vorhandene Apps mit Infor-
mationen über Aufzüge sind 
häufig nicht auf dem aktuellen 
Stand. Wer auf einen Aufzug an-
gewiesen ist, erfährt dann unter 
Umständen erst vor Ort, dass 
der geplante Weg nicht nutzbar 
ist“, kritisiert Engelmeier.

SoVD fordert bundesweit 
einheitliche Standards

Zwar habe es in den letzten 
Jahren einige Verbesserungen 
gegeben, die auch der SoVD 
anerkennt. Dazu zählen Fort-
schritte durch Niederflurfahr-
zeuge, mobile Rampen und 
Blindenleitsysteme. Die Maß-
nahmen seien jedoch häufig 
lückenhaft. „Blindenleitsyste-
me hören nicht selten dort auf, 
wo das eigentliche Ziel noch 
gar nicht sicher erreicht ist“, er-
klärt Engelmeier. Der Verband 
fordert deshalb bundesweit 
einheitliche und verbindliche 
Vorgaben, etwa im Personen-
beförderungsgesetz. Barriere-
freiheit dürfe nicht vom Wohn-
ort abhängen. Auch Menschen 
mit Behinderungen müssten 
frühzeitig in die Planung neu-
er Haltestellen und Umbauten 
einbezogen werden.

„Die 13 Millionen Menschen 
mit Behinderungen in Deutsch-
land und ihre Angehörigen 
warten seit Langem auf mehr 
Barrierefreiheit“, so Engelmei-
er. „Gleichberechtigte Teilhabe 

darf nicht als wirtschaftliche 
Belastung betrachtet werden.“

Sie unterstreicht noch einmal 
die Kritik des SoVD am aktuel-
len Entwurf des Behinderten-
gleichstellungsgesetzes (BGG).  
Darin werden notwendige Um-
bauten für mehr Barrierefrei-

Damit der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) sein volles Potenzial entfaltet, muss er allen 
offen stehen – auch Menschen mit Behinderungen. Eine Untersuchung des ADAC erkennt hier nach 
wie vor große Lücken. Insbesondere Informationssysteme und Einstiege von Bussen und Bahnen seien 
häufig nicht an den Bedürfnissen von Fahrgästen mit Beeinträchtigungen ausgerichtet. 

Barrieren im ÖPNV immer noch verbreitet
ADAC-Untersuchung zeigt Schwierigkeiten für seh- und mobilitätseingeschränkte Fahrgäste in zehn Städten

Große Lücken zwischen Haltestelle und Bus machen den Einstieg 
ohne Rampe für Rollstuhlfahrende oft schwierig. 

Foto: romaset / Adobe Stock

Foto: Wolfgang Borrs

heit als unverhältnismäßige 
Belastungen bezeichnet. Dies 
sei ein „Schlag ins Gesicht für 
Menschen mit Behinderungen“ 
und ein Verstoß gegen die UN-
Behindertenrechtskonvention, 
zu deren Umsetzung Deutsch-
land verpflichtet sei. � str

__Du kennst die Herausforderungen 
für Rollstuhlfahrende aus erster Hand. 
Was sind deine Erfahrungen im ÖPNV?

Die Bemühungen sind erkennbar. Al-
lerdings sind die Bedingungen häufig 
noch unzureichend: Nicht angepasste 
Bahnsteighöhen, defekte Aufzüge, ein 
barrierefreier Bahnsteigzugang, der im 
Winter nicht geräumt ist, oder die zu 
geringe Zahl an Plätzen sind Probleme. 
Gerade bei den Plätzen „konkurriere“ ich 
als Rollstuhlfahrer ja auch mit Kinder-
wagen, Rollatoren oder Fahrrädern. 

__Was muss konkret besser werden?
Neben der reinen Platzanzahl vor allem die räumlichen Gegeben-

heiten: Die Nutzung darf nicht an fehlenden Infos, zu niedrigen oder 
zu engen Steigen sowie an fehlender Unterstützung scheitern. Ge-
samtgesellschaftlich sollten wir mehr aufeinander achten. 

__Nimmst du Unterschiede zwischen Stadt und Land wahr?
Die Lage in den Städten ist besser, weil es mehr Angebote gibt. Sie  

sind allerdings häufig voller und es wird weniger aufeinander geach-
tet. Auf dem Land kann man vieles durch eine persönliche Begegnung 
auffangen, wenn denn die Busse überhaupt regelmäßig fahren. 

__Hast du Forderungen an die Politik?
Junge Menschen mit Behinderungen wollen unabhängig unter-

wegs sein, egal ob zur Schule, Ausbildung, Arbeit, zum Sport oder zu 
Freund*innen. Dafür braucht es einen ÖPNV, der verlässlich barriere-
frei ist. Barrierefreiheit darf nicht vom Wohnort abhängen und muss 
bei Planung, Finanzierung und Betrieb von Anfang an mitgedacht - 
auch durch das Einbeziehen von Betroffenen.

� Interview: Sebastian Triesch

„Wir sollten mehr
aufeinander achten“

Tyll-Niklas Reinisch ist Bundesvorsitzender der SoVD-Jugend. Er 
ist Rollstuhlfahrer und regelmäßig im ganzen Land unterwegs. 
Hier spricht er über seine Erfahrungen in Bussen und Bahnen und 
darüber, was sich verbessern muss. 

Interview

Nicht einmal 60 Prozent der getesteten Haltesteige verfügten über Auffindestreifen im Gehweg, die 
mit dem Blindenstock ertastet werden können.

Foto: Halfpoint / Adobe Stock

Tyll-Niklas Reinisch
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Wenn von gelebter Solidarität, sozia-
lem Engagement und Menschlichkeit die 
Rede ist, dann führt in Michelau kaum ein 
Weg an Regina und Günther Ruckdäschel 
vorbei. Seit der Gründung des SoVD-Orts-
verbandes Michelau im Jahr 2011 prägen 
beide mit außergewöhnlichem Einsatz das 
soziale Leben ihrer Region. Was einst mit 
persönlicher Hilfe in einer schwierigen Le-
benssituation begann, entwickelte sich für Günther 
Ruckdäschel zu einer Herzensaufgabe: Menschen 
unterstützen, begleiten und ihnen eine starke 
Stimme geben. Aus Dankbarkeit für die Hilfe, die 
er selbst erfahren durfte, entstand ein Engagement, 
das bis heute unzähligen Menschen zugutekommt.

Gemeinsam haben Regina und Günther einen 
Ortsverband aufgebaut, der weit mehr ist als eine 
Anlaufstelle für Sozialberatung. Der SoVD Miche-
lau ist Begegnungsort, Unterstützungsnetzwerk 
und soziale Heimat für Menschen jeden Alters 
geworden. Monatliche Sozialsprechtage, Hilfe bei 
Anträgen und Widersprüchen, Unterstützung bei 
Arzt- und Behördenterminen, Hausbesuche sowie 
persönliche Begleitung in schwierigen Lebenssitu-
ationen gehören seit Jahren zu ihrem Alltag.

Besonders beeindruckend ist dabei das Zusam-
menspiel der beiden: Während Günther Ruckdä-
schel als Vorsitzender des Ortsverbandes, Delegier-
ter, Bezirksfunktionär und inzwischen sogar als 2. 
Landesvorsitzender des SoVD Bayern Verantwor-
tung übernimmt, bringt Regina Ruckdäschel ihre 
Erfahrung als Schriftführerin, Delegierte, Bezirks-
vorstandsmitglied und Landesfrauensprecherin 
ein. Gemeinsam vertreten sie die Werte des SoVD 
weit über Michelau hinaus. 

Regina und Günther
Ruckdäschel

Mitglieder seit 
2011, Landesver-
band Bayern

Engagiertes 
Duo

Siegrid Voß

Mitglied seit 2000, 
Landesverband 
Schleswig- 
Holstein

Tatkräftige
Organisatorin

Ingrid Beyer

Mitglied seit 2003, 
Landesverband 
Niedersachsen

Im Einsatz
 für Solidarität

Sie hat über viele Jahre hinweg weit mehr 
geleistet, als man im Ehrenamt erwarten kann. 
16 Jahre lang führte sie bis März dieses Jahres 
den Ortsverband Witzwort mit außergewöhn-
licher Beständigkeit, Verlässlichkeit und Hinga-
be. Die Art und Weise, wie Siegrid Voß ihr Amt 
ausfüllte, macht ihr Wirken wirklich besonders. 
Mit Herz, Tatkraft vor allem aber mit bemer-
kenswertem persönlichem Einsatz organisier-

te sie jeden Monat Veranstaltungen für rund 500 
Mitglieder mit persönlicher Präsenz und echter 
Nähe zu den Menschen. Ob Halb- und Tagesfahr-
ten oder mehrtägige Reisen, gesellige Lottoabende 
oder viele andere gemeinschaftliche Aktivitäten: 
Siegrid Voß hat Räume für Begegnung ge-
schaffen, die den sozialen Zusammenhalt 
im Verband nachhaltig gestärkt haben und 
stärken.

Darüber hinaus war sie bei festlichen 
Anlässen  wie Einschulungen, runden Ge-
burtstagen stets zur Stelle. Auch in der Vor-
standsarbeit war sie eine tragende Säule 
und übernahm viele Aufgaben selbst – nicht aus 
Pflichtgefühl allein, sondern aus einem tiefen Ver-
antwortungsbewusstsein. Sie war über all die Jahre 
hinweg die verlässliche Konstante, auch wenn sich 
personelle Strukturen im Vorstand veränderten.

Besonders hervorzuheben ist ihr feines Gespür 
für die Bedürfnisse der Mitglieder – insbesonde-
re der älteren und weniger mobilen. Ihr Einsatz 
endete nicht bei der Organisation: Bei Ausflügen 
war sie oft die Letzte, die darauf achtete, dass nie-
mand zurückbleibt. Dieses gelebte Miteinander ist 
es, was den SoVD im Kern ausmacht und was sie 
in herausragender Weise verkörpert. Sigrid Voß hat 
ihr Amt nicht nur ausgeübt – sie hat es mit Leben 
gefüllt und weit über das übliche Maß hinaus ge-
staltet. 

Als Vorsitzende des Ortsverbandes Hannover-
Mitte, engagierte Sozialpolitikerin und leiden-
schaftliche Kämpferin für Teilhabe und Solidari-
tät setzt sie sich mit außergewöhnlichem Einsatz 
für die Belange anderer Menschen ein. Besonders 
ragt Ingrid Beyers Engagement für den Erhalt des 
Aegidius-Hauses in Hannover heraus. Gemein-
sam mit einem Bündnis aus Betroffenen, Ehren-
amtlichen und Unterstützer*innen organisierte 
sie Protestaktionen, Gespräche mit politischen 
Entscheidungsträger*innen und öffentliche Auf-
merksamkeit für Familien, die auf die wichtige Ein-
richtung angewiesen sind. Für Ingrid war klar: Weg-
sehen ist keine Option, wenn soziale Infrastruktur 

und Unterstützung für pflegebedürftige Kinder 
und ihre Familien auf dem Spiel stehen. 

Doch ihr Einsatz endet nicht dort. Ob in so-
zialpolitischen Ausschüssen, in der Verbands-
arbeit vor Ort oder bei Veranstaltungen für In-
klusion und gesellschaftlichen Zusammenhalt 
– Ingrid Beyer bringt Menschen zusammen, 
macht auf Missstände aufmerksam und sucht 

nach Lösungen. Ihr Engagement steht für das, was 
den SoVD ausmacht: füreinander einstehen, Ver-
antwortung übernehmen und soziale Gerechtig-
keit aktiv gestalten. 

Als Sprecherin für sozialpolitische Themen im 
Kreisverband Hannover-Stadt vertritt sie die Werte 
des SoVD weit über die Verbandsgrenzen hinaus 
und zeigt, dass eine solidarische Gesellschaft nur 
funktioniert, wenn Menschen bereit sind, sich ein-
zumischen und Verantwortung zu übernehmen. 
Beim Aegidius-Lauf, in politischen Gesprächen 
oder im Austausch mit Betroffenen – Ingrid Beyer 
lebt das Motto des SoVD jeden Tag aufs Neue. 

Die Superheld*innen des Jahres 2026 stehen fest. Aus den eingegangenen Vorschlägen kürte eine SoVD-Jury 
unter dem Vorsitz der Vorstandsvorsitzenden Michaela Engelmeier die diesjährigen Preisträger*innen. Sie 
erhalten ihre Auszeichnung mit Urkunde und einen Zuschuss für die Verbandsarbeit beim SoVD-Inklusionslauf 
in Berlin. Viele Menschen aus den Kreis- und Ortsverbänden leben tagtäglich Gemeinschaft und Solidarität, 
oft seit Jahrzehnten und meist im Verborgenen. Ohne ihr Tun wäre der SoVD nicht das, was er ist: Sie sind 
sein Rückgrat. Mit der Auszeichnung als „Superheld*in des Jahres“ bedankt sich der Verband für ihren Einsatz. 

Die Aktion „SoVD-Superheld*in“ läuft auch 2027 weiter. Haben Sie einen Vorschlag? Dann schicken Sie einfach 
eine E-Mail mit Namen der nominierten Person, einer Beschreibung ihres Engagements und einem Foto an: 
sovd-superhelden@sovd.de – oder nutzen Sie dafür im Internet unter www.sovd.de/sovd-superhelden das 
Formular!

SoVD-Superheld*innen 2026
Preisverleihung beim SoVD-Inklusionslauf am 10. Oktober in Berlin

Grafik Bär: Matthias Herrndorff
Hintergrundbild: wuttichai1983 / Adobe Stock
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Andrea Kocsis, stellvertretende 
ver.di-Bundesvorsitzende.

Frauen sind strukturell benach-
teiligt: im Job, beim Einkommen, 
bei der Sorgearbeit und darum 
bei der Rente. Das berücksichtigt 
der Diskurs kaum, meinen SoVD 
und ver.di. Sie prüften, ob die Re-
formen etwas gegen Armut und 
Benachteiligung, für wirtschaftli-
che Unabhängigkeit von Frauen 
tun – oder andere Folgen haben. 

Vom SoVD vor Ort waren die 
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier, der Frauenpoliti-
sche Ausschuss und hauptamt-
liche Mitarbeiterinnen. Im vollen 
Saal der ver.di-Bundesverwal-
tung saßen auch Männer. Zudem 
nahmen viele online teil. Vormit-
tags ging es um Rente, nachmit-
tags um Arbeitszeitpolitik.

Einiges überfällig, anderes 
schädlich für Gleichstellung

Michaela Engelmeier und Re-
becca Liebig vom ver.di-Vorstand 
eröffneten die Konferenz. Engel-
meier sortierte Vorschläge der 
Kommission: gut oder schlecht? 
Endlich seien Forderungen von 
SoVD und ver.di eingeflossen. 
„Die Einbeziehung der Selbst-
ständigen und Abgeordneten in 

die gesetzliche Rentenversiche-
rung! Wer hätte gedacht, dass uns 
das mal gelingt?“ Beamt*innen 
müssten noch dazukommen. 

Positiv seien auch „zwei längst 
überfällige Maßnahmen“: ein 
Freibetrag in der Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminde-
rung ohne 33 Grundrentenjahre 
und das Ende der Minijobs. „Denn 
es sind immer noch zu oft Frau-
en, die, um Familie und Beruf 
vereinbaren zu können, Minijobs 
annehmen und damit schlechter 
fürs Alter gesichert sind.“

Rentenhöhe und -beginn 
müssen planbar sein

„Riskant und falsch“ nannte 
Engelmeier die gesetzliche Kapi-
talrente, „Renditen auf dem Kapi-
talmarkt sind nicht kalkulierbar.“ 
Ebenso negativ seien das Auslau-
fen der Haltelinie beim Renten-
niveau, ein höheres Rentenalter 
und weniger Frührentenmög-
lichkeiten: „Alterssicherung ist 
etwas, worauf sich die Menschen 
verlassen können müssen!“

Auch Liebig kritisierte das 
Abschaffen der abschlagsfreien 
Altersrente für besonders lang-

jährig Versicherte (oft fälschlich 
„Rente mit 63“; beginnt heute 
später): „Wir sprechen von Men-
schen, die 45 Jahre eingezahlt 
haben, sich den Rücken krumm 
gemacht haben.“ Viele könnten 
schon früher nicht mehr arbei-
ten. Ihre zweite Kritik traf den Ar-
beitsmarkt: die Ausweitung der 
sachgrundlosen Befristung. Sie 
gehe zulasten junger Menschen.

Moderiert von Dr. Judith 
Kerschbaumer, Bereichsleiterin 
Sozialpolitik bei ver.di, gab es 
ver.di-Positionen von Andrea 
Kocsis und ein Interview: Aus Pa-
ris zugeschaltet war Dr. Monika 
Queisser. Die Wissenschaftlerin 
leitet bei der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (OECD) die 
Abteilung Sozialpolitik – und ist 
Mitglied der deutschen Alters-
sicherungskommission. Sie er-
klärte einige der 33 Empfehlun-
gen, etwa zu Sicherungsniveau, 
Renteneintritt und Kapitalrente. 
Dr. Queisser verglich zudem mit 
Systemen anderer OECD-Länder. 

SoVD und ver.di wehren sich 
gegen neue Risiken. Sie fordern, 
die gesetzliche Rente nicht zu 
schwächen, sondern zu stärken 
— und zu ergänzen: mit einer 
verbindlichen betrieblichen Al-
tersvorsorge. Sie sei auch kapi-
talbasiert, aber verlässlich statt 
spekulativ. Die bisher freiwillige 
Betriebsrente nutzen nur rund 
die Hälfte der Beschäftigten. 
Frauen könnten profitieren.

Resolution: „Hände weg 
vom Arbeitszeitgesetz!“

Eingeführt von ver.di-Vorstän-
din Silke Zimmer und moderiert 
von Dr. Simone Real, stellver-
tretende Abteilungsleiterin So-
zialpolitik beim SoVD, ging es 
um Arbeitszeitpolitik. Deutlich 
wurde: Flexibilisierung der Acht-
Stunden-Tagesgrenze geht zu-

lasten der Arbeitnehmenden, vor 
allem Frauen. Junge Frauen treffe 
es doppelt, so die ver.di-Jugend. 

Klare Worte fand die stellver-
tretende DGB-Vorsitzende Elke 
Hannack: zum „gleichstellungs-
politischen Backlash, im letzten 
Jahrhundert stecken geblieben“. 
Arbeitsschutz aufzuweichen und 
es mit Gleichstellung zu begrün-
den, sei „dämlich und dreist“. Die 
Teilzeitrecht-Debatte sei falsch. 
Zur Bekämpfung von Altersar-
mut stehe in den Plänen nichts.

Dr. Leoni Linek von der Bun-
desstiftung Gleichstellung un-
terzog vier Arbeitszeitmodelle 
einem Gleichstellungs-Check. 

Gemeinsam veranstalteten die Gewerkschaft ver.di und der SoVD am 7. Juli zum 21. Mal die Frauen-
Alterssicherungskonferenz (FASK) in Berlin. Der Zeitpunkt hätte kaum besser passen können: Just 
hatte die Bundesregierung verkündet, alle 33 Vorschläge der Alterssicherungskommission „eins zu eins“ 
umsetzen zu wollen. Auch Pläne zur Arbeitszeitpolitik schlugen hohe Wellen; hier sind Details noch 
strittig. Beides betrifft Frauen besonders. Hilft etwas davon der Gleichstellung – und gegen Altersarmut?

Reformen mit gravierenden Folgen für Frauen
21. Frauen-Alterssicherungskonferenz von SoVD und ver.di beleuchtet Regierungspläne zu Rente und Arbeit

„Schalte“ nach Paris zur OECD: Dr. Monika Queisser, von der Bundes-
regierung in die Rentenkommission berufen, erklärte Vorschläge.

Nach lebhafter Debatte fanden 
SoVD und ver.di: Zeit, gegen So-
zialabbau zu mobilisieren! 

Die FASK-Teilnehmenden be-
schlossen eine Erklärung, vor-
gestellt vom Orga-Team, Karin 
Schwendler, Dr. Judith Kersch-
baumer (ver.di) und Dr. Simone 
Real (SoVD). Einige Forderungen 
sind: Rente stärken, Niveau sta-
bilisieren und auf 53 Prozent he-
ben, Pflicht-Betriebsrente, keine 
unregulierte Arbeitszeitflexibili-
sierung, Sorgearbeit aufwerten, 
prekäre Beschäftigung bekämp-
fen, Erwerbstätigenversicherung 
schaffen! Der Wortlaut steht auf 
www.sovd.de bei „Frauen“.� ele

Frauenpolitischer Ausschuss mit seiner Vorsitzenden Jutta König 
(3. v. re.), Michaela Engelmeier (4. v. li.) und SoVD-Referentinnen.

Michaela Engelmeier, SoVD-
Vorstandsvorsitzende.

Silke Zimmer, Mitglied des 
ver.di-Bundesvorstandes.

Rebecca Liebig, Mitglied des 
ver.di-Bundesvorstandes.

Dr. Leoni Linek, Bundesstiftung 
Gleichstellung, mit Zeitmodellen.

Elke Hannack, stellvertretende 
DGB-Vorsitzende.

Saaldebatte: Die ver.di-Jugend 
brachte junge Perspektiven ein.

alle Fotos: Wolfgang Borrs
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Haushalt, Kinder, Angehörigenpflege: Für unbezahlte Sorgearbeit (englisch „Care“) wenden Frauen 
täglich im Schnitt eine Stunde und 19 Minuten mehr Zeit auf als Männer. Wie kann sich das ändern? 
„SoVD – Soziales im Blick“ fragte beim Bundesforum Männer – Interessenverband für Jungen, Männer 
und Väter e. V. (BFM) nach. Unter dessen Dach engagieren sich über 40 Organisationen für gleich-
stellungsorientierte Männerpolitik. Ein Gespräch mit Karsten Kassner, Referent für Grundsatzfragen.

__Frauen leisten 43,4 Prozent 
mehr unbezahlte Sorgearbeit als 
Männer. Ist das bei euch Thema? 

Ja, das ist sogar ein ganz zen-
trales Thema. Viele Väter wollen 
sich heute stärker in Familie und 
Sorgearbeit einbringen. 

Dabei hilft, wenn sich „Caring 
Masculinities“ als neues norma-
tives Leitbild etabliert. Sorge um 
sich selbst, um andere und um 
die Welt sollte auch für Männer 
selbstverständlich sein. Das wäre 
eine Abkehr von einem traditio-
nellen Männlichkeitsbild – und 
Männer hätten dabei selbst et-
was zu gewinnen.

__Es geht also nicht nur um 
faires Verhalten, sondern dass 
Männer auch was davon haben?

Genau! Es geht um eigene Ge-
sundheit, Selbstsorge und eine 
bessere Beziehungsfähigkeit.  
Das Leitbild verbindet eine an-
dere Idee von Männlichkeit mit 
konkretem Verhalten im Alltag. 

__Wie bewegt sich da etwas?
Vor allem mit einer positi-

ven Erzählung, die an eigenen 
Bedürfnissen und Sehnsüchten 
ansetzt – weniger mit Shaming 
und Blaming. Aus feministischer 
Perspektive stimmt es natürlich: 
Männer müssen mehr machen! 
Aber der Appell allein führt oft zu 
Abwehr statt zu eigener Motiva-
tion. Am Ende des Lebens sagen 
wohl die wenigsten Männer, wirk-
lich wichtig sei ihnen die Zeit für 
den Beruf gewesen. Wichtig sind 
die Beziehungen zu den engsten 
Menschen, für die sie oft zu wenig 
Zeit hatten. Hinzu kommt Verant-
wortung: Wir haben gemeinsam 
Kinder, einen gemeinsamen Haus-
halt, also sollten wir den Laden 
auch gemeinsam schmeißen.

__Laut Studien wünschen sich 
auch Männer mehrheitlich eine 
gleichberechtigte Aufteilung. 
Wieso ist die Realität anders?

Der Soziologe Ulrich Beck 

sprach schon in den 80er-Jahren 
von „verbaler Aufgeschlossenheit 
bei weitgehender Verhaltensstar-
re“. Das gilt teils noch heute, greift 
aber zu kurz. Viele Väter sind heu-
te präsenter als ihre eigenen Väter. 
Von gleicher Aufteilung sind wir 
dennoch weit entfernt. Männer, die 
es anders machen wollen, stoßen 
auf verschiedene Hindernisse: ge-
sellschaftliche Normen, verinner-
lichte Geschlechterbilder und Rah-
menbedingungen, die alte Muster 
der Arbeitsteilung begünstigen.

Ganz deutlich wird das bei der 
Familiengründung. Vor dem ersten 
Kind leben Paare oft relativ gleich-
berechtigt. Danach bleibt häufig 
sie zu Hause und kehrt später in 
Teilzeit zurück, während er weiter 
in Vollzeit arbeitet. So verfestigt 
sich ein Muster, die sogenannte 
Retraditionalisierung. Um hier was 
anders zu machen, müssen Paare 
aktiv gegensteuern. Verstärkt wird 
das Muster, wenn er mehr verdient 
oder im Betrieb zwar kurze El-

ternzeiten akzeptiert sind, längere 
Auszeiten oder reduzierte Arbeits-
zeiten für Väter aber nicht.

__Und wie geht es nun weiter?
Ich glaube, viel passiert über 

Erfahrungslernen – jenseits poli-
tischer Bekenntnisse. Wir müssen 
Gelegenheiten schaffen und Räu-
me ausweiten, in denen Männer 
Sorgearbeit konkret tun und erle-
ben können. Damit sie auf den Ge-
schmack kommen, die Perspektive 
ihrer Partnerin besser verstehen 
und so mehr Verantwortung über-
nehmen. Wenn das immer mehr 
tun, wird es immer selbstverständ-
licher. Familien- und Gleichstel-
lungspolitik kann das aktiv fördern.

� Interview: Eva Lebenheim 
� Infos: bundesforum-maenner.de

Karsten Kassner
Bundesforum Männer

Foto: Janine Kuehn / BFM

Interview

Männer für faire Sorgearbeit
„Was machst 
du zu Hause?“

Eine Online-Kampagne 
vom „Bündnis Sorgearbeit 
fair teilen“ soll vor allem 
Männer, die sich mit dem 
Thema kaum befasst haben, 
für Sorgearbeit sensibilisie-
ren. Im Bündnis treten ak-
tuell 33 Organisationen für 
geschlechtergerechte Auf-
gabenteilung ein. Der SoVD 
ist schon seit 2020 dabei. 
Zu den Gründern zählt auch 
das Bundesforum Männer 
(siehe Interview), in dem der 
SoVD seit Juni Mitglied ist. 

#CareUnited ruft in den 
sozialen Medien wie Ins-
tagram und Facebook auf, 
offenzulegen: „Was machst 
du zu Hause?“ Unter dem 
Hashtag kann man Beiträ-
ge verfolgen oder Männer 
markieren und dafür nomi-
nieren, die Frage zu beant-
worten. Das soll dazu anre-
gen, nachzudenken, wer zu 
Hause an alles denkt und 
Verantwortung trägt. Influ-
encer machen dabei mit.

Auf Instagram bitte stets 
@buendnis_sorgearbeit 
mitmarkieren! Mehr steht 
auch bei @sovd_bund. � ele

Klaus Wicher, Mitglied in 
SoVD-Verbandsrat und Bundes-
konferenz sowie bisher Ham-
burgs langjähriger 1. Landesvor-
sitzender, wechselt in den Vorsitz 
des neuen Landesverbandsrates.

Seit 2008 im SoVD, übernahm 
Wicher ab 2011 den Landesvor-
sitz und Ämter auf Bundesebene. 
Aktuell leitet er auch den Gesell-
schaftspolitischen Ausschuss.

Dr. Sally Peters ist neue 
hauptamtliche Vorstandsspre-
cherin des SoVD Hamburg. 

Sie übernimmt die Außenver-
tretung, die Bereiche Marketing, 
Presse und Öffentlichkeitsarbeit, 
Strategieentwicklung und Wei-
terentwicklung der Sozialpolitik. 
Dr. Peters war zuletzt geschäfts-
führende Direktorin am Institut 
für Finanzdienstleistungen (iff).

Auch Mathias Mollenhauer 
ist nun hauptamtlicher Ham-
burger SoVD-Vorstand. 

Der Volljurist gehörte schon 
seit 2023 der Geschäftsführung 
des Landesverbandes an. Künf-
tig verantwortet er insbeson-
dere die Verwaltungsbereiche. 
Zuvor war Mollenhauer unter 
anderem Geschäftsführer des 
Sozialverbandes VdK Thüringen.

Personalien

Wicher betonte, die struktu-
rellen Veränderungen zeigten, 
„wie viel Zukunft in unserem 
Verband steckt“. Die Herausfor-
derungen seien nur mit ehren-
amtlicher Arbeit nicht mehr zu 
bewältigen. „Unsere Beratungs-
leistungen müssen ausgebaut 
und digitaler werden, unsere 
Stimme muss mehr als bisher 
politisch laut sein, um soziale 

Gerechtigkeit einzufordern, und 
wir müssen unsere Netzwerke 
erweitern, um gesellschaftliche 
Veränderungen mitzugestalten.“

Mareike Engels, Vizepräsiden-
tin der Hamburgischen Bürger-
schaft und Mitglied der Grünen, 
würdigte und dankte Wicher; 
ebenso Susanne Langhagel, wei-
ter frauenpolitische Sprecherin. 
„Es ist ein Glücksfall, dass Sie 

dem Verband erhalten bleiben.“ 
„Sie treten in große Fußstap-

fen“, so Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier zu den 
beiden hauptamtlichen Vor-
ständen. Sie freue sich auf die 
Zusammenarbeit. In Berlin habe 
sich das Modell bereits bewährt.

Bruno Hartwig, Vorsitzender 
der Bundeskonferenz, betonte, 
der Weg des SoVD Hamburg sei 
keine Abkehr vom Ehrenamt, 
sondern Ausdruck von Entwick-
lung und einer Vorreiterrolle. 

Das sah auch Dr. Peters so: 
„Beim SoVD Hamburg gibt es 
unglaublich viel, worauf wir 
aufbauen können.“ Sie ist über-
zeugt: „Menschen brauchen 
nicht nur Unterstützung im Ein-
zelfall. Sie brauchen Strukturen, 
die Teilhabe ermöglichen.“ 

Mollenhauer liegt vor allem 
die Rechtsberatung am Herzen. 
Viel Potenzial habe das neue 
Programm „SoVDigital“. Bald 
könne man alle Gebiete des So-
zialrechts digital bedienen – für 
die Mitglieder ein in Deutsch-
land einzigartiges Angebot.

Staffelstabübergabe an ein Duo
Der 2. Juli war ein Meilenstein in der Geschichte des SoVD Hamburg. Vor rund 100 Gästen übergab 

Klaus Wicher im „Haus des Sports“ nach 15 Jahren als ehrenamtlicher Landesvorsitzender den Staffelstab 
an zwei hauptamtliche Vorstände: Dr. Sally Peters und Mathias Mollenhauer sind das neue Führungsduo.

V. li.: Dr. Sally Peters, Klaus Wicher und Mathias Mollenhauer.
Foto: Jonas Walzberg

Hamburg

Foto: Jonas Walzberg

Foto: privat

Foto: Henning Schacht
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NiedersachsenNDS

Dirk Swinke, Vorstandsvorsitzender, und Dirk Kortylak, Vostand des 
SoVD in Niedersachsen, begrüßten die Gäste. Die Veranstaltung wur-
de von einer Gebärdensprachdolmetscherin begleitet.

Landtagsvizepräsidentin Barba-
ra Otte-Kinast (CDU) sprach ein 
Grußwort.

Unter den Gästen des Parlamentarischen Abends in Hannover waren 
Landes- und Kommunalpolitiker*innen, Netzwerkpartner*innen 
und Vertreter*innen befreundeter Verbände. 

Fotos (5): Martin Bargiel

Zuhören, austauschen und 
voneinander lernen: Der Par-
lamentarische Abend, den der 
SoVD ausrichtete, war eine 
wichtige Gelegenheit, zu netz-
werken und die gesellschaftspo-
litischen Positionen des Verban-
des zu verdeutlichen. Unter den 
Gästen waren Politiker*innen, 
Netzwerkpartner*innen und 
Vertreter*innen befreundeter 
Verbände. Begrüßt wurden sie 
vom Vorstandsvorsitzenden Dirk 
Swinke und vom Vorstand Dirk 
Kortylak, außerdem von Barbara 
Otte-Kinast, der stellvertreten-
den Landtagspräsidentin, und 

dem niedersächsischen Sozial-
minister Dr. Andreas Philippi.

Dr. Philippi nahm in seinem 
Grußwort unter anderem Bezug 
auf die aktuellen Reformvorha-
ben der Bundesregierung im Be-
reich Gesundheit und Rente. In 
diesem Zusammenhang würdig-
te er das Engagement des SoVD 
und seiner Mitstreiter*innen, 
die während der Gesundheits-
ministerkonferenz in Hannover 
sowie auf einer Kundgebung 
am Landtag gegen die Pläne de-
monstriert hatten. Dirk Swinke, 
Vorstandsvorsitzender des SoVD 
in Niedersachsen, machte die 

Forderungen des „Bündnisses  
starker Sozialstaat“ nochmals 
mit Nachdruck deutlich und for-
derte den Sozialminister auf, die-
se nach Berlin zur Bundesregie-

rung zu tragen und sich gegen 
die Kürzungspläne einzusetzen.

Passend zur Kommunalwahl, 
die in Niedersachsen am 13. Sep-
tember stattfindet, stand auch 

Im Juni richtete der SoVD-Landesverband Niedersachsen seinen 
Parlamentarischen Abend in Hannover aus. Der Verband konnte 
Gäste aus der Landes- und Kommunalpolitik, Vertreter*innen der 
demokratischen Fraktionen – SPD, CDU und Bündnis 90 / Die 
Grünen – sowie Vertreter*innen befreundeter Verbände und 
Kooperationspartner*innen begrüßen. Neben den aktuellen poli-
tischen Entwicklungen wurde am Abend insbesondere die Gene-
rationengerechtigkeit in den Kommunen besprochen.

Parlamentarischer Abend des SoVD Niedersachsen

die Generationengerechtigkeit 
in den Kommunen im Fokus. Wie 
können alle Menschen vor Ort 
teilhaben und ein gutes Leben 
führen? Delia Balzer, Projektlei-
terin „Landesinitiative Nieder-
sachsen Generationengerechter 
Alltag“, stellte die Arbeit ihrer In-
itiative vor und hielt ein Impuls-
referat zum Thema „Gemeinsam 
für die Zukunft: Generationenge-
rechtigkeit vor Ort“. 

Ein gutes Leben vor Ort, und 
zwar für alle Menschen – genau 
das ist auch der Anspruch des 
aktuellen Kampagnen-Schwer-
punktes von „Für mehr Mitein-
ander“. Die Kampagne führt der 
SoVD mit wechselndem Fokus 
seit 2024 durch. Derzeit dreht 
sich alles um die Kommunalwahl. 
Die Forderungen des Verbandes 
können unter www.fuer-mehr-
miteinander.de/kommunalwahl 
nachgelesen werden.

Dirk Swinke forderte den Sozialminister Dr. Andreas Philippi 
(rechts) auf, sich auf Bundesebene gegen die geplanten Reformen 
einzusetzen.

In Niedersachsen sind Men-
schen mit Behinderung häufiger 
von Arbeitslosigkeit betroffen 
als Menschen ohne Behinde-
rung. Ihre Arbeitslosenquote 
lag im vergangenen Jahr bei 12 
Prozent im Vergleich zu 7,6 Pro-
zent. „Menschen mit einer Be-
hinderung haben genauso viel 
Fachwissen und Motivation wie 
andere. Sie auf dem regulären 
Arbeitsmarkt zu beschäftigen, ist 
nicht nur im Hinblick auf gleich-
berechtigte Teilhabe wichtig, 
sondern in Zeiten des Fachkräf-
temangels dringend notwendig“, 
betont Dirk Kortylak, Vorstand 
des SoVD in Niedersachsen. Der 

erarbeitete Zehn-Punkte-Plan 
sei deshalb sehr zu begrüßen. 
„Besonders das sogenannte 
‚Job-Carving‘ – also das Anpas-
sen der Jobs an die Betroffenen 
und nicht andersherum – ist aus 
unserer Sicht von großer Be-
deutung. In den USA gibt es das 
bereits seit den 1990er-Jahren. 
Auch wir sollten das massiv för-
dern“, so Kortylak weiter.

Beim Maßnahmenkatalog 
fehlen dem größten Sozialver-
band in Niedersachsen aller-
dings zwei Dinge: eine bessere 
Verzahnung mit den Werkstät-
ten für Menschen mit Behinde-
rung und eine stärkere Nutzung 

des Know-hows kleiner Unter-
nehmen. „Hier ist die Beschäfti-
gungsquote der Menschen mit 
Behinderung in den zurücklie-
genden Jahren um 33 Prozent 
gestiegen – und das ohne eine 
Verpflichtung. Hier gibt es also 
positive Erfahrungswerte, die 
wir dringend nutzen müssen“, 
fordert der SoVD-Vorstand. Au-
ßerdem müssten Werkstätten 
für Menschen mit Behinderung 
einen besseren Übergang in 
den ersten Arbeitsmarkt ermög-
lichen. „Die Übergangsquote ist 
bislang viel zu gering“, sagt Kor-
tylak und ergänzt: „Wichtig ist, 
dass die guten Vorschläge jetzt 

Niedersachsens Arbeits- und Sozialminister Dr. Andreas Philippi hat einen Zehn-Punkte-Plan für das 
Land vorgelegt, mit dem mehr Menschen mit Behinderung einen Job auf dem regulären Arbeitsmarkt 
finden sollen. Der SoVD in Niedersachsen begrüßt die Maßnahmen, mahnt aber auch an, die Pläne 
jetzt schnell umzusetzen, Werkstätten für Menschen mit Behinderung stärker einzubeziehen und die 
Potenziale in Kleinbetrieben stärker zu nutzen.

Zehn-Punkte-Plan für mehr Inklusion auf dem Arbeitsmarkt

Mit offenen Arbeitgeber*innen und kleinen Anpassungen von 
Büroräumen – sofern erforderlich – kann Inklusion im Job oftmals 
leicht verwirklicht werden.

Foto: Lightfeld Studios / Adobe Stock 

schnell angepackt werden und 
an manchen Stellen noch nach-
gebessert wird. Wir brauchen 

mehr Menschen mit Behinde-
rung auf dem regulären Arbeits-
markt.“ 
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Freuden- und Abschiedstränen
Mitte Juli standen im SoVD-eigenen Berufsbildungswerk (BBW) Stendal wieder Freisprechungen 

an: Viele junge Menschen starten mit erfolgreicher Ausbildung ins Berufsleben. Viele davon haben 
auch schon einen Arbeitsvertrag. Tränen der Freude und des Abschiedes gehörten bei der Feier dazu.

Erstmals übernahm Ausbil-
dungsleiterin Nadine Strauß 
das Zepter. Ins Berufsleben ver-
abschiedete sie 13 Tierpfleger, 
einen Kaufmann für Büroma-
nagement, fünf Fachpraktiker 
für Bürokommunikation, einen 
Fachpraktiker für Hauswirt-
schaft, sechs Fachpraktiker für 
Gartenbau (vier mit Fachrich-
tung Garten- und Landschafts-
bau, zwei im Zierpflanzenbau) 

und einen Fachpraktiker für 
personale Dienstleistungen. 
Schon im Juni hatte ein Koch 
die Prüfungen abgelegt, eine 
Raumausstatterin folgte noch. 
18 Absolvent*innen wurden in 
sozialversicherungspflichtige 
Arbeitsverhältnisse vermittelt. 

Nach Musik von „Sandy & Zig-
ge“ begrüßte BBW-Geschäfts-
führer Rainer Erdmann alle. Die 
Festrede hielt Stefan Prax, Ge-

schäftsführer der Kreishandwer-
kerschaft. Den Absolvent*innen 
gab er mit: „Dieses neue Kapitel 
in Ihrem Leben schreiben Sie 
selbst. Sie haben Rückschläge 
überwunden, aus denen Sie 
gestärkt hervorgingen, darauf 
können Sie stolz sein.“ 

Dank ging an Ausbildende, 
Lehrkräfte, Prüfungsausschüs-
se, das BBW-Team, Familien, 
Partner*innen und Freund*innen. 

Berufsbildungswerk (BBW) Stendal feiert Freisprechungen 2026

Fotos: Ute Krug / BBW Stendal

Die Freisprechung der Absolvent*innen ist stets ein feierlicher Tag. Dabei geht es oft emotional zu.

Anzeigen

13 Gesellen des Landkreises Stendal stellten sich mit ihren Ab-
schlussarbeiten der Prüfungskommission der Handwerkskammer 
Magdeburg und zeigten ihrer Hände Werk. Das Gesellenstück krönt 
die Tischler-Berufsausbildung. 

Etwa 100 Stunden hatten die Auszubildenden dafür Zeit. Laut 
Richtlinie muss das Gesellenstück eine abschließbare Tür oder ein 

Schubfach haben. Konstruktion, 
Oberfläche, Form und Funkti-
onalität sind weitere Kriterien. 
Alle bestanden die Prüfung – 
nun hat die Handwerkerzunft 
13 Tischler mehr. Alle Gesel-
lenstücke seien hochwertig 
und aufwendig hergestellt, so 
die Prüfungskommission. 

Niklas Stürhof aus dem BBW 
überzeugte mit seinem beson-
deren, L-förmigen Schreibtisch. 
Neben vier anderen Arbeiten 
nominierte ihn der Obermeis-
ter der Tischler-Innung Sten-
dal, Volker Manecke, für die 
Ausstellung „Gute Form“ vom 
16. bis zum 19. September im 
Magdeburger Allee-Center. 

Das öffentliche Interesse war 
groß. Besucher*innen waren beeindruckt von Ideen, Funktionalität 
und Umsetzung aller Arbeiten – ob beleuchteter Esstisch, Kommo-
de, Bedientheke, Sitzbank mit Licht, Sideboard oder Schreibtisch.

Gesellenprüfung im BBW
Tischler-Innung lobt Leistungen der Handwerker

Traditionell finden die jährlichen Tischler-Gesellenprüfungen im 
Stendaler Berufsbildungswerk (BBW) statt. Erneut war kürzlich die 
Tischler-Innung im Mehrzweckraum der Mensa zu Gast. Ein BBW-
Absolvent erhielt für sein Gesellenstück sogar besonderes Lob.

Niklas Stürhof zeigte sein Werk, 
das die Innung besonders lobte.

Foto: BBW Stendal
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Der grüne Kuschelsaurus Rex fiebert aufgeregt seiner Verabredung entgegen. Doch um zu der 
Dinodame seines Herzens zu gelangen, muss er sich für einen der drei Wege entscheiden. Kannst du 
ihm dabei helfen? Der dazugehörige Buchstabe ist die von uns gesuchte Lösung.

Viele Familien in Deutschland müssen mit wenig Geld auskommen. Wie schlimm die Situation 
wirklich ist, hat das Statistische Bundesamt letztes Jahr untersucht. Dabei hat sich gezeigt, dass 
etwa jedes siebte Kind von Armut bedroht ist. Die vorherige Bundesregierung wollte, dass sich das 
ändert. Deshalb bekommen die ärmsten Familien seit 2022 zusätzlich zu anderen Leistungen einen 
Zuschlag in Höhe von 25 Euro pro Monat. Um Geld zu sparen, soll diese Unterstützung nun wegfallen.

Rolands Rätselecke

Voll durchgeblickt

Das Liebesleid der Kreidezeit

Weniger Geld für arme Kinder

Tipp für Kinder

Fröhliche Fehlersuche

Klassenfahrt 
zum Dinopark

Wahrlich wundersame 
Unterwasserwelt

In der 2a ist die Aufregung groß. Denn gemeinsam mit ihrer Klas-
se fahren die Dino-Fans Emil und Emma in den Dinosaurier-Park. 
Dort gibt es lebendige Pflanzenfresser und niedliche Dino-Babys. 
Doch damit nicht genug: Zusammen mit ihren Freunden Amira 

und Milo steigen sie heimlich 
auf einen schnellen Gallimimus 
und rasen quer durch den Park. 
Als plötzlich ein riesiger Giga-
notosaurus auftaucht, wird es 
richtig brenzlig. Jetzt müssen 
die Kinder Mut beweisen und 
als Team zusammenhalten.

Ein actionreiches Leseaben-
teuer für alle Dino-Fans ab 
sechs Jahren. Das Buch enthält 
spannende Informationen über 
Dinosaurier und eignet sich 
ideal für Leseanfänger*innen 
ab der 1. Klasse.

Thilo: Klassenfahrt zum Dinopark. Illustriert von Lion Fleischmann. 
Penguin Junior, 64 Seiten, 3. Lesestufe – einfach selbst lesen, ab sechs 
Jahren, ISBN: 978-3-328-30455-5, 10 Euro.

Möchtest du das vorgestellte Buch gewinnen? Dann schicke die 
Lösung aus „Rolands Rätselecke“ mit dem Betreff „Klassenfahrt 
zum Dinopark“ entweder per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder 
aber per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 
Berlin. Einsendeschluss ist der 15. September.

Katzen gelten als wasserscheu. Doch das ist nicht das einzig 
Merkwürdige. Auf dem unteren Bild haben sich zehn Fehler ein-
geschlichen – findest du sie? Ansonsten sieh auf Seite 18 nach!

Vor einigen Jahren wollte die 
Koalition unter Bundeskanzler 
Olaf Scholz (SPD) eine Kin-
dergrundsicherung einführen. 
Durch diese sollten sich die 
Chancen armer Kinder verbes-
sern. Mit der Reform hat es dann 
jedoch nicht geklappt. Trotz-
dem bekommen Familien mit 
einem geringen Einkommen 
seither pro Kind monatlich 25 
Euro zusätzlich. Geht es nach 
der Regierung von Bundeskanz-
ler Friedrich Merz (CDU), dann 
fällt diese Hilfe bald weg.

Fehlendes Geld erschwert
die Teilhabe im Alltag 

Sozialverbände und viele 
andere Organisationen finden 
das falsch. Sie sagen, dass hier 
an der falschen Stelle gespart 
wird. Zu spüren bekämen das 
besonders Kinder, Jugendliche 
und junge Erwachsene aus ar-
men Familien. Sie leiden schon 
heute unter Einschränkungen. 
Weil ihren Eltern das Geld fehlt, 
machen sie zum Beispiel kaum 

Urlaub, besuchen keinen Sport-
verein oder gehen nicht ge-
meinsam mit anderen ins Kino. 

Gezielte Hilfe statt
Formulare und Papierkrieg

Der SoVD ist der Meinung, 
dass die Bundesregierung mehr 
tun muss, um Kinderarmut in 

Deutschland wirksam zu be-
kämpfen. Damit das funktioniert, 
sollte es armen Familien leichter 
gemacht werden, die benötigte 
Unterstützung auch zu erhalten. 
Der Verband setzt sich deshalb 
für eine unbürokratische Hilfe 
ein, die dort ankommt, wo sie 
wirklich benötigt wird.

Traurig, aber wahr: Schon in jungen Jahren entscheidet Geld über 
die Chancen auf Bildung und Teilhabe.

Foto: Anke Thomass / Adobe Stock

Grafik: Надежда Ковальская / Adobe Stock

Grafik: Igor Zakowski / Adobe Stock; Foto: quickshooting / Adobe Stock; Montage: SoVD
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Denksport

Buchtipp

Tschikago
Frangfodd is schlimmer als Tschikago! Mit dieser Warnung des 

Großvaters, der fast Amerikaner geworden wäre, aber doch Elektri-
ker in Unterfranken blieb, wächst die Ich-Erzählerin auf. Ihre Groß-
mutter hat es mit Katzen und Puppen, ihr Großvater hält sich an 
Steckdosen und Kabel. Auch wenn die beiden zanken wie Laurel und 
Hardy – sie verbindet diese eine Art 
von Liebe, die siebenundfünfzig 
Jahre hält. Als der Großvater stirbt, 
beginnt die Erzählerin als Freiwilli-
ge in einem Berliner Seniorenheim 
– ohne zu ahnen, wie sehr ihre alte 
und ihre neue Welt zusammenge-
hören. 

Mit scharfem Blick und großem 
Herzen erzählt Alexandra Stahl 
vom Älterwerden. Ein atemberau-
bend zärtliches Buch über unsere 
Vergänglichkeit und das Abschied-
nehmen – und darüber, was wir 
festhalten können, wenn alles an-
dere verschwindet.

Alexandra Stahl: Tschikago. Claassen, 272 Seiten, ISBN: 
9783546101639, 25 Euro.

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie entweder per E-Mail (Betreff „Tschikago“) an: 
verlosung@sovd.de oder aber mit dem gleichen Stichwort per 
Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Ein-
sendeschluss ist der 15. September. 

Das Bild zeigt Thomas Alva Edison mit dem von ihm erfundenen 
Phonographen, einem Vorläufer des Schallplattenspielers. Aber 
wie verhält es sich mit den um Edison herum aufgeführten Dingen, 
können Sie diese zeitlich einordnen? Beginnen Sie mit einer „1“ 
bei der Erfindung, die Ihrer Meinung nach am längsten zurückliegt. 

Die Auflösung unserer Denksportaufgabe steht auf Seite 18.

Foto: caifas / Adobe Stock; Montage: SoVD

Welche Erfindung kam 
zuerst, welche zuletzt?

Foto: Carsten Koall / picture alliance / dpa 

Glänzende Schauspielerin: Hannah Herzsprung neben einem über-
großen Modell des Deutschen Filmpreises „Lola“.

Sie war die Frau am Klavier
Am Beginn ihrer Karriere stand eine Notlüge. Denn anders als von ihr behauptet konnte die gebürtige 

Hamburgerin gar nicht Klavier spielen. Doch das ist lange her. Heute ist sie eine der erfolgreichsten und 
bekanntesten deutschen Schauspielerinnen. Am 7. September wird Hannah Herzsprung 45 Jahre alt.

Auf eigene Faust und ohne 
Wissen ihrer Eltern nahm sie 
als 14-Jährige an einem Casting 
teil. Seither verkörperte Hannah 
Herzsprung sehr unterschiedli-
che Charaktere. Ihre Bandbreite 
reicht von der RAF-Terroristin 
(„Der Baader Meinhof Komplex“) 
bis zur Neurowissenschaftlerin 
(„Corpus Delicti“).

Am liebsten sitzt die Schau-
spielerin in einem Café und 
beobachtet die Menschen. Für 
Herzsprung macht das den Reiz 
ihres Berufes aus: Sie wolle 
möglichst viele Dinge kennen-
lernen und verstehen.

Ihre Rolle im Film „Vier Minuten“ brachte Hannah Herzsprung den Durchbruch

Als junger Mann absolvierte 
Sträter eine Ausbildung zum 
Herrenschneider und arbeitete 
später in der familieneigenen 
Spedition. Dann entdeckte er 
seine Liebe zum Schreiben von 
Texten. Mit diesen regt Torsten 
Sträter ebenso zum Lachen wie 
zum Nachdenken an.

Offen spricht er über Krebs, 
Diabetes und Depressionen.  Er 
habe sich, so Sträter kürzlich, 
„noch nie so gut gefühlt“ wie 
heute. Eines seiner augenzwin-
kernden Rezepte: „Du musst 
immer weiterkämpfen. Bis die 
Depressionen unter dir leiden.“

Seit bei Torsten Sträter Diabetes festgestellt wurde, verzichtet er 
konsequent auf Zucker – und fühlt sich besser denn je.

Foto: Horst Galuschka / picture alliance / dpa 

Auf der Bühne trägt der Mann aus dem Ruhrpott stets eine Mütze. Sein Humor ist trocken und 
spart auch Privates nicht aus: „Tumor gehabt, in Behandlung gegangen, Glück gehabt, weil geile Ärzte, 
natürlich wieder alles Kölner.“ Am 4. September wird Torsten Sträter 60 Jahre alt.

„Tumor gehabt, Glück gehabt“
Kabarettist Torsten Sträter hat sich seinen Humor trotz Krebserkrankung bewahrt

Der lange Schatten des Terrors
Die Terroranschläge vom 11. September 2001 in den USA waren ein einschneidendes Ereignis. Bis 

heute prägen sie die Welt politisch und gesellschaftlich. Eine dreiteilige Dokureihe blickt zurück und 
zeichnet die Auswirkungen des Hasses anhand individueller Schicksale nach.

Auch der aus Bangladesch 
stammende Einwanderer Rais 
Bhuiyan geriet damals in den 
Strudel der Ereignisse. Obwohl 
er nichts mit den Anschlägen 
zu tun hatte, wurde er von ei-
nem Rechtsradikalen in Dallas 
angeschossen – als Vergeltung 
für „9 / 11“. Doch nach seiner 
Genesung beschloss Bhuiyan, 
sich für den zum Tode verurteil-
ten Täter einzusetzen.

Die Dokumentation läuft ab 
dem 4. September 2026 um 21.45 
Uhr auf ZDF Info und steht schon 
ab dem 29. August in der ZDF-
Mediathek zur Verfügung.

Vor 25 Jahren veränderten die Anschläge am 9. September die Welt nachhaltig

Rauchwolken über Manhattan – Symbol des Angriffs auf die USA.
Foto: ZDF / Hubert Boesl / picture-alliance / dpa

Waschmaschine

Brille

U-Boot

Konservendose

Computer

Glühlampe

Dübel
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Musik aus der Steckdose?

Bereits in den Anfängen des Internets sah David Bowie eine Kraft, 
deren Auswirkungen auf die Gesellschaft unvorstellbar seien.

Nicht nur musikalisch war David Bowie seiner Zeit voraus. Früh erkannte er die Möglichkeiten neuer 
Technologien. Sein „Bowie-Net“ bot 1998 einen Zugang zum Internet und schuf eine Art soziales 
Netzwerk. Musik, sagte der Sänger voraus, werde zu etwas wie fließendem Wasser oder Strom.

Damals träumte der Brite von 
der ständigen Verfügbarkeit von 
Musik – und skizzierte damit das 
Geschäftsmodell der heutigen 
Streamingdienste. Als Unterneh-
mer bot David Bowie aber nicht 
nur eine schnelle Internetver-
bindung und einen E-Mail-Ser-
vice an. Seine Fans konnten sich 
über eine Community austau-
schen und erhielten Zugang zu 
unveröffentlichten Songs.

Naiv war der 2016 verstorbe-
ne Sänger jedoch nicht. Kurz vor 
der Jahrtausendwende warnte 
er, das Potenzial dessen, was das 
Internet Gutes und Schlechtes in 
der Gesellschaft anrichten wer-
de, sei unvorstellbar. 

Das Heinrich-Schütz-Konser-
vatorium ist Dresdens größte 
Musikschule und wird von rund 
5.000 Kindern besucht. Das 
Überqueren der Straße fällt ih-
nen schwer. Denn nach dem Ein-
sturz der Carolabrücke fahren 
dort deutlich mehr Autos. 

Eigentlich ist hier seit 2010 
eine Tempo-30-Zone geplant 
und seit 2018 ein Zebrastreifen 
vorgesehen. Passiert ist nichts. 
Der illegale Übergang wurde 
zwar entfernt, brachte aber Be-
wegung in die Sache. Die Stadt 
bewertete die Situation neu und 
stufte den Bedarf einer Querung 
als „hoch“ ein. Für dieses Jahr 
soll ein echter Zebrastreifen her.

Foto: David Allocca / picture alliance / ASSOCIATED PRESS

Guerilla-Aktion zeigt Erfolg

Was als „Eingriff in den Straßenverkehr“ begann, wird amtlich: Mit 
weißer Farbe will die Stadt Dresden für mehr Sicherheit sorgen.

Foto: Sebastian Kahnert / picture alliance / dpa 

Weil die Behörde trotz zunehmendem Verkehr untätig blieb, pinselten Unbekannte im August 2025 
vor einer Musikschule in Dresden einen Zebrastreifen auf die Straße. Die Stadtverwaltung sperrte den 
Übergang daraufhin komplett. Nun will sie dort einen sicheren Übergang schaffen – ganz offiziell.

Gibtʼs doch gar nicht, oder?

Wofür ich immer 
kämpfen würde

Wie können wir unsere Demokratie gegen Angriffe von innen 
und außen schützen? Das ist die bestimmende Frage unserer Zeit. 
Simon Engel ist aktiver Soldat. Er plädiert für einen gesellschaft-

lichen Konsens über die Rolle des 
Militärs in unserer Gesellschaft 
und den Wandel von einer pazifis-
tischen Nachkriegsordnung hin zu 
einer wehrhaften Demokratie. 

In seinem Buch sucht Simon En-
gel nach Wegen, wie wir unsere 
Freiheit auch in Zukunft sicherstel-
len und verteidigen können. Sein 
Buch ist der persönliche Debat-
tenbeitrag eines Offiziers der Bun-
deswehr und eines Staatsbürgers 
in Uniform, der für ein ehrliches 
Gespräch über Wehrhaftigkeit, Ver-
antwortung, staatliche Gewalt und 
Demokratie plädiert.

Simon Engel: Wofür ich immer kämpfen würde. DVA, 272 Seiten, 
ISBN: 978-3-421-07062-3, 20 Euro.

Möchten Sie das vorgestellte Buch gewinnen? Dann schreiben 
Sie uns entweder per E-Mail (Betreff „Wofür ich immer kämpfen 
würde“) an: verlosung@sovd.de oder mit dem gleichen Stichwort 
per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. 
Einsendeschluss ist der 15. September.

Buchtipp

Hätten Sieʼs gewusst?

Möchten Sie einen weiteren, hier nicht abgebildeten Buchpreis 
gewinnen? Dann notieren Sie die eingekreisten Zahlen von oben nach 
unten und schicken Sie diese per E-Mail an: sudoku@sovd.de oder per 
Post an: SoVD, Redaktion, „Sudoku“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. 
Einsendeschluss ist der 15. September.

Dieses Rätsel steht über das E-Paper auch online zur Verfügung.

Variante: LEICHT

Variante: MITTEL

Auflösung des 
Vormonats

Auflösung des 
Vormonats

Die beiden  
Diagramme sind 
mit den Zahlen 1 
bis 9 aufzufüllen.

Dabei darf jede 
Zahl in jeder Zeile 
und jeder Spalte 
und in jedem 3x3-
Feld nur einmal 
vorkommen.

6

8 7 6 2
4 7 6 9
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7 4 8 5 3
6 5 2 4
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5 8 3 7

9 1 8 5
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1 7 2
7 4 6
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4 6 9 3 8 2 5 1 7
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9 1 6 2 4 8 7 5 3
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9 8 2 4 5 7 3 6 1
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5 2 9 8 7 3 1 4 6
7 3 4 1 6 5 8 9 2
6 1 8 2 4 9 5 7 3
8 7 1 3 9 6 4 2 5
4 9 5 7 2 1 6 3 8
2 6 3 5 8 4 7 1 9

Des Rätsels Lösung
Knobelei im Klassenzimmer
(Ausgabe Juli / August, S. 16)

Das Lösungswort lautete 
„Unterricht“.

Welche Erfindung kam ...?
(Denksport, Seite 17)

1. Brille (um 1285)
2. U-Boot (1620)
3. Waschmaschine (um 1690)
4. Konservendose (1810)
5. Glühlampe (1879)
6. Dübel (1911)
7. Computer (1941)
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Das Lösungswort zum Gewinnen eines weiteren, hier nicht abgebildeten Buchpreises bitte bis zum 15. September einsenden an: 
SoVD, Redaktion, Stichwort: „Kreuzworträtsel“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin oder per E-Mail an: kreuzwortraetsel@sovd.de. 

Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse und Mitgliedsnummer anzugeben!
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AUFLÖSUNG DES LETZTEN RÄTSELS

Die Toten 
in der Wassermühle

In einer Mühle in den japanischen 
Bergen wird aus einer Einladung ein 
tödliches Spiel. Denn das Gebäude 
beherbergt eine Kunstsammlung, zu 
der jedes Jahr vier Gäste Zutritt er-
halten. Und weil dort schon einmal 
Kunstliebhaber ihr Leben verloren 
haben, befindet sich dieses Mal der 
brillante Detektiv Kiyoshi Shimada 
unter den Gästen. Er sucht Antworten 
auf eine Reihe von Fragen: Warum 
verbirgt sich der Eigentümer hinter 
einer Maske? Welche alten Feind-
schaften treten in der Mühle zutage? 
Und welches Geheimnis zeigen die 
Gemälde?

Yukito Ayatsuji: Die Toten in der Wassermühle. Limes, 336 Seiten, 
ISBN: 978-3-8090-2800-0, 22 Euro.

Möchten Sie das Buch gewinnen? Dann schreiben Sie uns per 
E-Mail (Betreff „Die Toten in der Wassermühle“) an: verlosung@
sovd.de oder per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. September.

Buchtipp

Kreuzworträtsel und Sudokus sind auch über Smartphone, Tablet 
oder Computer lösbar. Der Zugang erfolgt online über das E-Paper. 
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Impressum

Mehr als die Hälfte der El-
tern sieht große Lücken bei 
verfügbaren Kitaplätzen und 
Betreuungsangeboten für 
Schulkinder. Das zeigt eine ak-
tuelle Civey-Umfrage im Auftrag 
des SoVD. Deutschlandweit grif-
fen Medien die Ergebnisse auf. 

Bei Eltern von Grundschul-
kindern fällt die Kritik beson-
ders deutlich aus: Rund zwei 
Drittel sehen keine ausreichen-
den Angebote. Auch Eltern von 
Kita- und Schulkindern aller 
Altersklassen berichten mehr-
heitlich von Betreuungslücken.  

Der SoVD leitet daraus poli-
tische Forderungen ab: „Durch 
die Unterversorgung sind be-
sonders Frauen benachteiligt, 
weil sie mangels Betreuungs-
angeboten oft nur in Teilzeit 
oder Minijobs arbeiten können“, 
erklärt die SoVD-Vorstandsvor-
sitzende Michaela Engelmei-
er. Notwendig sei deshalb ein 
quantitativer und qualitativer 
Ausbau der Betreuung in Krip-
pen, Kitas und Grundschulen. 
Dazu gehörten auch verlässli-
che Öffnungszeiten, die zu den 
Arbeitszeiten der Eltern passen.

Auch das Gesamturteil zur 
Vereinbarkeit fällt ernüchternd 
aus. Zwar bewertet gut ein 
Drittel der Befragten die Situa-
tion positiv. Mehr Eltern halten 
die Vereinbarkeit jedoch für 
schlecht, ein weiteres Fünftel 
ist unentschieden.

SoVD: Politik muss für mehr 
Gleichberechtigung sorgen

Dabei zeigt sich ein deutli-
cher Unterschied zwischen den 
Geschlechtern: Fast jede zwei-
te befragte Frau bewertet die 
Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf negativ. Bei den Männern 
sind es deutlich weniger. Be-
sonders groß sind die Schwie-
rigkeiten für Alleinerziehende 
und Solo-Selbstständige. Von 
ihnen sieht jeweils mehr als die 
Hälfte erhebliche Defizite.

Für Engelmeier ist Vereinbar-
keit deshalb nicht allein eine 
Frage des persönlichen Organi-
sationstalents. Sie brauche ver-
lässliche politische Rahmenbe-
dingungen. Der SoVD fordert 
unter anderem eine bezahlte 
Freistellung für Väter bezie-
hungsweise zweite Elternteile 

rund um die Geburt, eine stär-
kere Förderung haushaltsnaher 
Dienstleistungen und ein bes-
ser auf die Bedürfnisse abge-
stimmtes Elterngeld. Auch steu-
erliche Regelungen müssten so 
verändert werden, dass sie eine 
gleichberechtigte Aufteilung 
von Erwerbs- und Sorgearbeit 
unterstützen. „Die partner-
schaftliche Ausgestaltung des 
Elterngeldes, die Umsetzung 
der EU-Entgelttransparen-
trichtlinie, die Abschaffung der 
Lohnsteuerklasse V und eine 
Reform des Ehegattensplittings 
würden das bestehende Un-
gleichgewicht auflösen“, kons-
tatiert Michaela Engelmeier. 

Großer Bedarf an flexiblen
Arbeitszeitmodellen

Die Möglichkeiten, Arbeits-
zeiten an familiäre Bedürfnisse 
anzupassen, bewerten die El-
tern etwas besser. Vier von zehn 
sehen bei den Arbeitgebern 
ausreichende Angebote. Zu-
gleich hält mehr als ein Drittel 
die vorhandenen Möglichkeiten 
für unzureichend.

Wie stark Beschäftigte von 

flexiblen Arbeitszeiten profi-
tieren, hängt offenbar von ih-
rer beruflichen Position und 
ihrer familiären Situation ab. 
Führungskräfte berichten ver-
gleichsweise häufig von pas-
senden Angeboten. Unter den 
Alleinerziehenden sieht dage-
gen nur rund jede fünfte be-
fragte Person genügend Spiel-
raum. Auch Eltern von Kita- und 
Grundschulkindern bewerten 
die Möglichkeiten überwiegend 
kritisch.

„Wir müssen mehr fami-
lienfreundliche Arbeitsbe-
dingungen schaffen. Fami-

Beruf und Familienleben unter einen Hut zu bekommen, das ist für viele Eltern eine große Heraus-
forderung. Vor allem Eltern mit Kindern im Grundschulalter stehen aufgrund von Betreuungslücken 
vor Problemen. Besonders kritisch sehen Alleinerziehende ihre Situation. Der SoVD setzt sich für  
mehr familienfreundliche Arbeitsbedingungen und einen Ausbau der Betreuungsangebote ein. 

Eltern: Betreuungsangebote reichen nicht aus
SoVD-Umfrage zeigt Defizite bei Vereinbarkeit von Job und Familie – Verband mit Forderungen an Politik 

Zwei Drittel der befragten Eltern mit Kindern im Grundschulalter  
kritisieren unzureichende Betreuungsangebote. 

Foto: Ilona / Adobe Stock

lienfreundlichkeit sollte ein 
Qualitätsmerkmal von Arbeit-
gebern werden“, fordert En-
gelmeier. Flexible Arbeitszeit-
modelle müssten in der Praxis 
nutzbar sein und sich an den 
Bedürfnissen der Beschäftigten 
orientieren. Gute Vereinbar-
keit sei eine Voraussetzung für 
Chancengleichheit und verhin-
dere insbesondere die Benach-
teiligung von Frauen. 

Auf der SoVD-Themenseite 
zur Umfrage unter www.sovd.
de/civey-umfrage sind die Er-
gebnisse bereits als Grafiken 
aufbereitet.� str

www.inklusionslauf.de SoVD- 
Inklusionslauf 

am 10. Oktober:
Jetzt  

anmelden!
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